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Vorwort

Am Anfang stehe der Dank. Diese Studie wurde im Wintersemester 1997/98 
an der Fakultät für Geschichtswissenschaft der Ruhr-Universität Bochum als 
Habilitationsschrift im Fach »Neuere und Neueste Geschichte* angenom­
men. Für ihre unbürokratische und entgegenkommende Behandlung im Ha­
bilitationsverfahren fühle ich mich der ganzen Fakultät verpflichtet, beson­
ders dem damaligen Dekan Eberhard Isenmann sowie den Gutachtern Hans 
Mommsen, Lucian Hölscher und Gustav Schmidt. Hans Mommsen war es 
auch, der mit einer Assistentenstelle die materiellen Voraussetzungen für die­
se letzte Stufe meiner akademischen Ausbildung schuf und sie durch seine 
jahrelange kritische und zugleich freundschaftliche Begleitung maßgeblich 
gefördert hat. In der entscheidenden Phase der Entstehung der Habilitations­
schrift hat mir die DFG die Arbeit durch ein Stipendium wesentlich erleich­
tert. Dafür möchte ich mich ebenso bedanken wie bei der »Kommission für 
Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien« für die Buch­
publikation, bei ihrem Generalsekretär, Dr. Martin Schumacher, für die 
vorzügliche verlegerische Betreuung, sowie bei der Wolf-Erich-Kellner-Ge­
dächtnisstiftung, die dieser Studie 1998 ihren Preis zur Förderung wissen­
schaftlicher Arbeiten über den Liberalismus zuerkannt hat.

Das Bochumer »Habil-Kränzl«, dem Matthias Frese, Thomas Mergel, 
Maria Osietzki, Susanne Rouette, Thomas Sokoll, Willibald Steinmetz und 
Benjamin Ziemann angehören, hat als ein Ort der Geselligkeit und der Kri­
tik unter Gleichen diese Studie vom Anfang bis zum Ende begleitet und 
durch die Diskussion der Konzeption und mancher Kapitel mitgeprägt. 
Von ihnen danke ich besonders Thomas Mergel, der nicht nur im alltäg­
lichen Zusammenleben ein immer ansprechbarer Ratgeber und Kritiker war. 
Er hat außerdem ebenso wie Meike Baader, Andreas Biefang, Christian 
Gotthardt und Hans Mommsen das ganze Manuskript gelesen und durch 
Korrekturen verbessert. Ihrer aller Verdienste um diese Studie und darum, 
daß die Arbeit an ihr keine Pflichtübung war, sondern Spaß gemacht hat, 
weiß ich dankbar zu schätzen. Last but not least, möchte ich Melanie 
Große-Bley (Bochum), David Bruder, Bettina Kiauser, Carmen Partes und 
Oliver Trevisiol (alle Konstanz) danken, die mir beim Korrekturlesen und 
Registermachen wesentlich geholfen haben.

Widmen möchte ich das Buch dem Andenken an meinen Vater Hans 
Jochen Jansen (1928-1981). Er hat mein Interesse an der modernen Ge­
schichte geweckt und es bis zu seinem frühen Tod durch Diskussionen und 
Anregungen immer wieder nachhaltig gefördert.

Konstanz, am 22. April 1999 Christian Jansen



6 Abbildung 2

Mitglieder der Linken des ersten Deutschen Reichstags in Frankfurt a. M. 
(Lithographie von Wilhelm Völker, 1849)

Abgebildet sind am Tisch (v.l. n. r.) die prominentesten Vertreter: Wilhelm Löwe (1), 
Julius Föbel (2), Friedrich Wilhelm Schlöffel (3), Lorenz Brentano (4, mit dem Kopf 
in der 2. Reihe), Carl Vogt (5), Ludwig Simon (6), Robert Blum, da bereits hingerich­
tet, mit Ehrenkranz (7), Arnold Ruge (8), Franz Zitz (9) und Jakob Bernhard Eisen­
stuck (10);
in der 2. Reihe: Georg Friedrich Kolb (11), Franz Jakob Wigard (12), August 
Rühl (13), Adam v. Itzstein (149), Wilhelm Zimmermann (15), Franz Raveaux (16), 
Joseph Peter (17), Franz Schuselka (18), Albert Schott (19); letzte Reihe: Adolf Scho­
der (20), Wilhelm Adolf v. Trützschler (21), Carl Giskra (22), Jakob Venedey (23), 
Karl Nauwerck (24), Christian Schüler (25), Johann Georg August Wirth (26), Jodo­
cus Temme (27), Wilhelm Michael Schaffrath (28), Hugo Wesendonck (29), Adolf 
Rösler (30), Karl Hagen (31), Carl Alexander Spatz (32), Gottlob Tafel (33) und Hein­
rich Simon (34).
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Einleitung

Die Opposition in der 
Deutschen Nationalversammlung als Gegenelite

Für die deutsche Geschichte bilden das Scheitern der Revolutionen von 
1848/49 und die Auflösung des Deutschen Bundes durch Preußen im Jahre 
1866 mit der anschließenden Gründung eines großpreußischen Bundesstaa­
tes politische und mentalitätsgeschichtliche Weichenstellungen, deren Aus­
wirkungen bis weit ins 20. Jahrhundert hinein reichen. Hier wird eine Ge­
schichte der bürgerlichen politischen Opposition im Deutschen Bund 
zwischen den beiden Epochenscheiden von 1848/49 und 1866/67 vorgelegt. 
In ihrem Mittelpunkt steht ein Teil der ersten demokratisch legitimierten 
politischen Elite in der deutschen Geschichte. Gegenstand der Unter­
suchung sind die politischen Aktivitäten der linksliberalen und demokrati­
schen Abgeordneten der Deutschen Nationalversammlung in der nachrevo­
lutionären Epoche. Dabei konzentriert sich die Darstellung auf die beiden 
politischen Felder, die für den Liberalismus der nachrevolutionären Epoche 
zentral waren: auf die Frage der Nationalstaatsgründung und auf den Par­
teibildungsprozeß.

Eine Hauptschwäche der älteren Literatur zur »Reichsgründungszeit«, 
von der schon diese weit verbreitete Epochenbezeichnung zeugt, besteht 
darin, die Geschichte der vielschichtigen Transformationsprozesse seit 1849 
von ihrem Ende her zu konzeptualisieren, so als sei die in mehrfacher Hin­
sicht kontingente Entwicklung hin zum Bismarck-Reich notwendig oder 
mindestens aus zeitgenössischer Sicht wahrscheinlich gewesen. Diese Studie 
hingegen beginnt bei der Initialzündung für die Nationalstaatsgründung 
und die spezifische liberale Parteibildung in »Deutschland«, also mit den 
Revolutionen von 1848/49, und sie berücksichtigt die demokratischen und 
linksliberalen Paulskirchenabgeordneten aus dem ganzen Deutschen Bund, 
projiziert also nicht die Grenzen des großpreußischen Nationalstaates auf 
die Zeit vor 1871 zurück.

Die folgende Untersuchung nimmt ihren Ausgang bei den Fraktionen der 
Deutschen Nationalversammlung und untersucht die Gründe, aus denen 
sich die »Paulskirchenlinke«1 am Ende der nachrevolutionären Epoche in 
höchst unterschiedlichen politischen Lagern wiederfand: von den Sozialde­
mokraten über verschiedene demokratische und föderalistische Parteien bis 
hin zu den Nationalliberalen. Statt die Geschichte des Liberalismus in der 
nachrevolutionären Epoche teleologisch auf die Bismarcksche Reichs­

1 Zur genauen Definition der »Paulskirchenlinken« vgl. Kap. I.i.
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gründung hin zu schreiben und die Richtungsentscheidungen, die einen Teil 
der bürgerlichen Linken diese Form der Nationalstaatsbildung unterstützen 
ließ, als notwendig zu überhöhen oder sie als »Versagen« zu verdammen, 
werden die Transformations- und Diffusionsprozesse innerhalb der bürger­
lichen Linken von 1848 detailliert nachgezeichnet und vor dem Hintergrund 
der zeitgenössischen politischen Diskussion analysiert.

Die linksliberalen und demokratischen Abgeordneten der Deutschen Na­
tionalversammlung sind als Untersuchungsgegenstand vor allem interessant, 
weil sie als demokratisch legitimierte Repräsentanten der bürgerlichen Lin­
ken im Deutschen Bund aufgefaßt werden können. Sie bilden einen hinrei­
chend komplexen, aber zugleich noch überschaubaren Mikrokosmos, in 
dem sich in der Transformationsperiode der 1850er und 1860er Jahre typi­
sche Diskussionen, politische Entscheidungen und Fraktionierungen beob­
achten lassen. Als »bürgerliche Linke« werden diejenigen politischen Kräfte 
des Bürgertums und Kleinbürgertums gefaßt, die die Revolution von 
1848/49 aktiv mittrugen. Die bürgerliche Linke besteht im wesentlichen 
aus zwei Strömungen: aus Linksliberalen und aus Demokraten.1 Die bürger­
liche Linke ist zu unterscheiden von der proletarischen (unterbürgerlichen) 
Linken, die 1848/49 zum ersten Mal für eine breitere Öffentlichkeit sichtbar 
wurde und sich dann in den 1860er Jahren als eigenständige, dezidiert an­
tibürgerliche politische Kraft konstituierte.

Im Vormärz bestand die Opposition zum Absolutismus aus zwei vielfach 
miteinander kooperierenden, aber doch in ihren politischen Grundwerten 
deutlich verschiedenen Richtungen: Liberalismus und Demokratie. Die Un­
terschiede können hier nur soweit skizziert werden, wie es zur Definition 
der im folgenden benutzten politischen Kategorien notwendig ist: Die Li­
beralen waren stärker elitär, die Demokraten stärker basisorientiert; liberale 2 

2 Der Begriff »bürgerliche Linke« wird verwendet, einerseits weil er relativ formal ist und 
die Heterogenität des behandelten politischen Spektrums nicht verwischt. Wenn von 
einer der beiden Teilgruppen die Rede ist, wird diese mit den präziseren Begriffen 
»Linksliberale« und »Demokraten« (bzw. auch »radikale« bzw. »moderate« Linke) be­
zeichnet. Andererseits wurde der Begriff »Linke« auch von den Zeitgenossen häufig ver­
wandt, um die Opposition in der Paulskirche von den gemäßigten Mehrheitsfraktionen 
der politischen Mitte abzugrenzen. Dies geschah im gesamten Untersuchungszeitraum 
und durch Personen mit unterschiedlicher politischer Ausrichtung. Vgl. Bayerisches Mi­
nisterium für Kirchen- und Schulangelegenheiten an König Maximilian II. 1.9.1849, in: 
D. Drascek, 1993, S. 231; A. Roesler, 1849; C. A. Fetzer, Beiträge, 1851, S. 355; ders., 
Reform, 1862, S. 797; Sächs. LT 18.2.1850, S. 592L; C. Vogt, Untersuchungen, 1850, 
Teil I, S. 123, u. Teil VI, S. 24; L. Simon, Aus dem Exil, Bd. I, 1855, S. 134; J. Venedey, 
Stellung, 1859; L. Bamberger, Erinnerungen, 1899, S. 209 u.ö.; H. Wesendonck, 1898, 
S-5-
Die Repressivorgane der deutschen Staaten unterschieden auf der Linken meist zwischen 
der »Umsturzpartei«, worunter revolutionäre Demokraten, Sozialdemokraten und 
Kommunisten verstanden wurden, also im wesentlichen die außerparlamentarische Lin­
ke von 1848/49, und der »Democratie«, worunter gemäßigte Demokraten und Links­
liberale, also die parlamentarische Linke, gefaßt wurden (z. B. BLHA 13704).
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Abgeordnete sahen sich vor allem als ihrem Gewissen gegenüber verant­
wortlich an, demokratische eher als Volksvertreter. Das liberale Verfas­
sungsverständnis war konstitutionalistisch, das heißt: es sah eine strikte Ge­
waltenteilung vor, akzeptierte die monarchischen Prärogative und strebte 
eine vom Parlament unabhängige Regierung an. In dem starken Wert, den 
die Liberalen neben der verfassungsmäßigen Garantie der bürgerlichen Frei­
heiten auf die Souveränität von Staat und Regierung legten, lagen Berüh­
rungspunkte und Kompromißchancen, die bei Bedarf ein Zusammengehen 
mit dem legitimistischen Konservativismus ermöglichten. Das demokrati­
sche Verfassungsverständnis hingegen ging von der Idee der Volkssouverä­
nität aus und strebte deshalb die parlamentarische Regierungsbildung an. 
Der linke Flügel des Liberalismus stand in diesen Fragen ebenso wie in sei­
ner Sensibilität gegenüber der sozialen Frage und der Bereitschaft zu einer 
staatlichen Sozialpolitik den Demokraten nahe. Deswegen wird der Links- 
liberalismus - zusammen mit den Demokraten - als bürgerliche Linke be­
zeichnet und ist Gegenstand der folgenden Untersuchung, während der 
größere Teil der Liberalen als gemäßigt oder konstitutionell bezeichnet und 
der politischen Mitte zugerechnet wird.

1848/49 wollten die Konstitutionellen (bzw. gemäßigten Liberalen) die 
Veränderungen, die auch sie für notwendig hielten, mit den Monarchen 
vereinbaren und lehnten das allgemeine Wahlrecht ab. Die gemäßigten Li­
beralen bestimmten die Politik der zu Beginn der Revolution in den mei­
sten deutschen Staaten eingesetzten »Märzministerien« wie auch der 
provisorischen Reichsregierung. Sie versuchten von Anfang an, die revolu­
tionäre Dynamik einzudämmen und in die Bahnen konstitutioneller Re­
formpolitik zu leiten. In der Paulskirche bildeten die Gemäßigten oder 
Konstitutionellen das sog. rechte Centrum, dessen mit Abstand größte 
Fraktion das Casino5 war und zu dem außerdem die Fraktionen Augsbur­
ger Hof und Landsberg gehörten. Diese drei Fraktionen bildeten seit der 
Septemberkrise eine Regierungskoalition und schlossen sich Mitte Februar 
1849 unter dem Namen Weidenbusch sogar zu einer Fraktionsgemeinschaft 
zusammen.3 4 Zu ihr zählten die prominenten Liberalen, wie Friedrich Da­
niel Bassermann, Christoph Dahlmann, Johann Gustav Droysen, die 
Brüder Max und Heinrich v. Gagem, Rudolf Haym, Karl Welcker oder 
Anton v. Schmerling, auf die sich die historischen Darstellungen und Edi­
tionen konzentriert haben.

Dem Linksliberalismus ist in der Paulskirche das sog. linke Centrum 
mit den Fraktionen Württemberger Hof und Westendhall zuzurechnen.

3 Alle Fraktionen der Paulskirche werden nach ihren Versammlungslokalen benannt.
4 Eine anschauliche Schilderung der Casino-Fraktion und ihrer führenden Männer lieferte 

der Abgeordnete H. Wbsendonck, 1898, S. 7h Vgl. zur Unterscheidung der liberalen 
Strömungen: H. Fenske, 1989; D. Langewiesche, Liberalismus in Deutschland, 1988, 
S. 27ff.; L. Gall, Liberalismus und »bürgerliche Gesellschaft«, 1975; T. Offermann, 

1979, S. 26 ff.
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Anfangs schwankten die Linksliberalen in der Deutschen Nationalver­
sammlung zwischen Liberalen und Demokraten. Sie waren jedoch von 
vomeherein stärker als die gemäßigten Liberalen bereit, die veränderten 
Legitimationsbedingungen, die sich aus der Entstehung eines politischen 
Massenmarktes ergaben, zu akzeptieren. Nach einem Klärungsprozeß im 
Sommer 1848, in dessen Verlauf viele Abgeordnete den linksliberalen 
Württemberger Hof verließen und sich einer der gemäßigten Fraktionen 
anschlossen, gehörten die Linksliberalen dann zur Opposition in der 
Paulskirche. Die Politik der provisorischen Reichsregierung hielten sie 
für zu vorsichtig und zu unentschieden. Insbesondere lehnten sie das 
vom gemäßigten Liberalismus vertretene Vereinbarungsprinzip ab und be­
harrten auf der Souveränität der Nationalversammlung in allen Verfas­
sungsfragen.

Die Demokraten schließlich bildeten in der Paulskirche die Fraktionen 
Donnersberg und Deutscher Hof. Sie vertraten das Offenburger Programm 
von 1847, insbesondere das allgemeine Männerwahlrecht und das Prinzip 
der Volkssouveränität. Als Volksvertretung hatte das Parlament für sie das 
Recht der Regierungsbildung und sollte über uneingeschränkte legislative 
Kompetenzen verfügen. Die Demokraten lehnten in der Regel die Mon­
archie ab und strebten einen republikanischen Nationalstaat an.

Mehr als drei Viertel der Abgeordneten in der Deutschen Nationalver­
sammlung sind den liberalen demokratischen Strömungen zuzurechnen. 
Der Rest bildete die rechte, legitimistische Opposition aus gemäßigt konser­
vativen Adligen, Katholiken und Partikularisten, die die Liberalisierung des 
Deutschen Bundes und erst recht die Gründung eines deutschen National­
staates ablehnten. Sie schlossen sich zu den Fraktionen Cafe Milani und 
Pariser Hof zusammen. Die Liberalen wiederum waren zu etwa zwei Drit­
teln Gemäßigte. Eine knappe Mehrheit in der Nationalversammlung wollte 
also mit den deutschen Fürsten einen Verfassungskompromiß für den Deut­
schen Bund aushandeln und suchte keine Konfrontation.

Linksliberale und Demokraten stellten bei der Eröffnung des Parlaments 
etwa 200 Abgeordnete. In den folgenden Monaten vergrößerte sich die 
Paulskirchenlinke durch Nachwahlen auf 215 Abgeordnete, also ein gutes 
Drittel der 589 Mitglieder der Nationalversammlung. Weitaus radikalere 
Positionen als die parlamentarische Opposition vertrat die außerparlamen­
tarische Linke, die auch die Demokraten in der Nationalversammlung nicht 
selten des Verrats beschuldigte, weil sie im Parlament zu konstruktiv mit­
arbeiten und Kompromisse mit den Konstitutionellen suchen würden. Um­
gekehrt distanzierte sich die Paulskirchenlinke häufig vom Radikalismus der 
außerparlamentarischen »Umsturzpartei«.5

5 Vgl. z.B. die Polemiken von Marx und Engels (etwa: dies., 1852); umgekehrt: C. Vogt, 
Aufgabe der Opposition, 1849, S. 40 f.; L. Brentano, Erklärung, 1849.
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Für die folgende Untersuchung sind nur diejenigen Mitglieder der Pauls­
kirchenlinken interessant, die sich über die Niederlage von 1849 hinaus mit 
überregional relevanten Fragen der deutschen Politik beschäftigt haben. Die 
wichtigsten Debatten drehten sich darum, welche territorialen Grenzen, 
welche staatliche Struktur und welche innere Verfassung »Deutschland« ha­
ben sollte und auf welchem Wege diese Ziele erreicht werden sollten. Die 
Quellenlage erlaubt es, die Positionen und Interventionen von rund fünfzig 
Abgeordneten zu diesen Hauptfragen der nationalen Politik nachzuzeich­
nen. Einige von ihnen standen auch nach 1849 im Zentrum öffentlicher De­
batten, des parlamentarischen und außerparlamentarischen politischen Le­
bens. Dies gilt besonders für Arnold Ruge und Julius Fröbel - zwei der 
bedeutendsten politischen Intellektuellen der 1850er und 1860er Jahre, aber 
auch für eine Reihe führender Politiker wie Ludwig Bamberger, Johann 
Nepomuk Berger, Karl Biedermann, Carl August Fetzer, Carl Giskra, 
Johann Jacoby, Wilhelm Löwe, Carl Mayer, Gottlob Tafel, Franz Wigard 
oder Heinrich Wuttke sowie schließlich für eine Reihe überregional einfluß­
reicher Publizisten, etwa Moritz Hartmann, Adolph Kolatschek, Georg 
Friedrich Kolb, Ignatz Kuranda, Emil Adolph Roßmäßler, Wilhelm Schulz- 
Bodmer, Franz Schuselka, Ludwig Simon, Jakob Venedey, Friedrich Theo­
dor Vischer oder Carl Vogt. Einige der Genannten waren bereits Gegen­
stand biographischer Untersuchungen. Kaum einer von ihnen ist jedoch in 
Arbeiten zur Geschichte des Liberalismus seiner Bedeutung entsprechend 
gewürdigt worden. Da Linksliberale und bürgerliche Demokraten von den 
unterschiedlichen Hauptströmungen der deutschen Historiographie in den 
letzten 150 Jahren gleichermaßen geringgeschätzt wurden, tauchen die Re­
präsentanten der Opposition in der Frankfurter Nationalversammlung auch 
in den neueren Standardwerken zur deutschen Geschichte zwischen 1849 
und 1871 häufig gar nicht, mit verstümmelten Namen oder in falschen Zu­
sammenhängen auf.6

Im folgenden wird diese Teilgruppe innerhalb der ersten gesamtdeutschen 
und demokratisch legitimierten politischen Elite, deren politische Initiati­
ven Alternativen zum Bismarckschen Weg der Nationalstaatsgründung 
deutlich werden lassen und deren Vorstellungen teilweise sehr aktuell er­
scheinen, als Handlungs- und Diskussionszusammenhang rekonstruiert. 
Damit soll auch ein Beitrag geleistet werden zur Wiederentdeckung einer 

6 Vgl. etwa W. J. Mommsen, Ringen, 1993, S. 139: Venedy statt Venedey, S. 147: Eckhardt 
statt Eckardt, S. 447: Friedrich Jacobi statt Johann Jacoby; H.-U. Wehleb, Bd. II, 1987, 
S. 717: Wilhelm statt Oscar v. Wydenbrugk; L. Gall, Liberalismus als regierende Partei, 
S. 200, 349, 363 und 381: Eckhardt statt Eckardt. Es ist kaum vorstellbar; daß in densel­
ben Standardwerken die Namen von führenden Vertretern der Arbeiterbewegung trotz 
ihres in den 18;oer/6oer Jahren noch marginalen Einflusses so häufig falsch geschrieben 
würden! Zum kleindeutschen Bias von Wehlers „Gesellschaftsgeschichte“ vgl. John 
Breuilly, Auf dem Weg zur deutschen Gesellschaft? in: GG 24 (1998), S. 136-68.
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Traditionslinie, die durch den auf Preußen und das spätere Reich verengten 
Blickwinkel der Historiographie weitgehend unbekannt ist.7 8

Um politische Bewegungen im Deutschen Bund zu untersuchen, sind 
grundsätzlich verschiedene Vorgehensweisen denkbar In jüngerer Zeit wur­
de meist zum Instrument der Regional- oder Lokalstudie - gelegentlich 
auch in komparativer Perspektive - gegriffen. Auf dieser Ebene lassen sich, 
entsprechende Quellen vorausgesetzt, in nuce politische und Mentalitäts­
entwicklungen, die Entstehung und Veränderung von Sozialmilieus usw. 
beschreiben. Der biographische Ansatz geht noch stärker ins Einzelne. Der 
Preis für die Möglichkeit präziser Erfassung zeittypischer Einstellungen 
oder Deutungsmuster besteht allerdings in der Schwierigkeit, im Individu­
ellen auch das Exemplarische aufzuzeigen und allgemeine Zusammenhänge 
nicht aus dem Blick zu verlieren.

Daß die Geschichte politischer Ideen und Ideologien eine personenbezo­
gene Vorgehensweise erfordert, scheint unstrittig; für den Untersuchungs­
zeitraum gilt dies jedoch ebenso für die Politische Geschichte.' Sie ist ins­
besondere in den von der Unterdrückung aller Organisationsversuche 
gekennzeichneten 1850er Jahren nur personenzentriert möglich, weil Par­

7 Vgl. die Statistik zur Unterrepräsentation in ADB und NDB bei H. Bbst/W. Weege, 
1996, S. 14. Im 1997 erschienenen biographischen Lexikon »Demokratische Wege«, das 
420 Personen aus dem deutschen Sprachraum würdigt, sind immerhin dreizehn Männer 
verzeichnet, die zur Paulskirchenlinken gehörten: Bamberger, Biedermann, Blum, Bren­
tano, Fröbel, Jacoby, Riesser, Ruge, Schulz-Bodmer, L. Simon, Venedey, Wolff und 
W. Zimmermann. Wenn man auch über jede Personen-Auswahl streiten kann, so fehlen 
unter ihnen sicherlich Löwe, Vogt und die Österreicher Berger und Giskra. Vgl. außer­
dem S. Freitag, 1998, mit Porträts von Bamberger, Fröbel, Riesser, Ruge, Uhland und 
Venedey, über den Birgit Bublies-Godau derzeit eine biographische Dissertation schreibt. 
Auch Biographien zu einigen anderen der genannten Personen sind Forschungsdesidera­
te. Dies gilt für Johann Nepomuk Berger; der zusammen mit seinem Parlamentskollegen 
Giskra (vgl. D. Haintz, 1963; R. Charmatz, Giskra, 1949) als erster Paulskirchendemo­
krat 1867 im liberalen österreichischen »Bürgerministerium« Minister wurde (vgl. P. M. 
Judson, 1996), für den letzten Präsidenten der Nationalversammlung und - nach der 
Abspaltung der Nationalliberalen - Vorsitzenden der Fortschrittspartei Wilhelm Löwe, 
für den langjährigen Kopf der demokratisch-antipreußischen württembergischen Volks­
partei und Chef der Parteizeitung »Der Beobachter« Carl Mayer (vgl. M. Rüstige, o. J.; 
D. Langewiesche, Liberalismus und Demokratie, 1974; G. Runge, 1970) oder auch für 
Carl Vogt (trotz W. Vogt, 1896; E. Hirschmann, 1925;!. Jung, 1915; W. Bröker, 1973; 
J.-C. Pont et al.,1998). - Einige andere Biographien wären zumindest von regionalhisto­
rischer Bedeutung: etwa zu Theodor Paur (von dem es einen bisher unbenutzten Nachlaß 
gibt), Hermann Joseph, Wilhelm Michael Schaffrath, Christian Schüler, Carl August Fet­
zer, Ignatz Kuranda, Franz Schuselka oder den Vettern Max und Heinrich Simon, die sich 
ebenso für eine Doppelbiographie anbieten würden wie die beiden Gründer und lang­
jährigen (1830-64) Herausgeber der demokratischen Stuttgarter Tageszeitung »Der Be­
obachter« Friedrich Rödinger und Gottlob Tafel.

8 Vgl. hierzu für den Liberalismus vor 1848 D. Langewiesche, Liberalismus im 19. Jahr­
hundert, 1988, S. 97ff. (Beiträge von I. Cervelli und W. Kaschuba).
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teien und Organisationen im modernen Sinne nicht existierten, sondern le­
diglich von persönlichen Beziehungen geprägte Kommunikations- und Ak­
tionsnetze mit wenigen Akteuren.’ Andreas Biefangs Studie über die wich­
tigsten politischen Organisationen des deutschen Nationalismus hat gezeigt, 
daß auch in den 1860er Jahren die politische »Bewegung« von einer kleinen 
Zahl großenteils faktisch hauptamtlicher Aktivisten gesteuert wurde. Die 
Beschränkung auf eine bestimmte, klar abgrenzbare Personengruppe ent­
springt hier also nicht einem kollektivbiographischen Interesse. Sie ist viel­
mehr wegen der politischen Strukturen in der nachrevolutionären Epoche 
methodisch und forschungspragmatisch geboten. Nur die Betrachtung eines 
Mikrokosmos bietet die Chance, die Komplexität politischer Wege und 
Handlungsaltemativen sowie die politische Differenzierung in einer Zeit 
ohne formelle politische Organisationen auszuleuchten. Die Paulskirchen­
linke, deren Mitglieder durch Generationszugehörigkeit und politische Er­
fahrungen (darunter vor allem ihre Tätigkeit in der Deutschen Nationalver­
sammlung, die Veit Valentin eine »Hochschule für Politik« genannt hat) 
verbunden waren, bildet einen solchen politikgeschichtlichen Mikrokos­
mos. Nur anhand beispielhaft verdichteter Episoden oder Kontroversen 
können Veränderungen des politischen Klimas oder das Zustandekommen 
von Richtungsentscheidungen in der noch nicht formell organisierten Op­
position analysiert werden.9 10

Daß für dieses Unterfangen die Paulskirchenlinke ausgewählt wurde, hat 
drei Hauptgründe: erstens den pragmatischen, daß sie relativ einfach abzu­
grenzen ist; zweitens, daß sie wegen ihrer demokratischen Wahl als Reprä­
sentanten der bürgerlichen Linken angesehen werden können; sowie drit­
tens die heuristische Annahme, daß sie auch noch nach ihrer Niederlage so 
informierte und sensible Beobachter, Analytiker und Teilnehmer am politi­
schen Geschehen waren, daß aus ihrer öffentlichen und internen Kommuni­
kation und ihren politischen Aktivitäten ein aussagekräftiges Bild der poli­
tischen Debatten, Weichenstellungen und Initiativen der deutschen 
bürgerlichen Linken entsteht. Darin liegt zugleich der Versuch, einem Trend 
in der historischen Forschung entgegenzutreten, die immer mehr ins Detail 
geht, immer genauer das Lokale, Berufsgruppenspezifische oder Individuel­
le untersucht und dabei die zentrale politische Entscheidungsebene aus dem 
Blick verliert. Die Beschäftigung mit den politischen Diskussionen und Ent­

9 Eine Untersuchung des Gegenstandes anhand von Zeitschriften oder Zeitungen müßte 
rein ideengeschichtlich bleiben, würde also die Dimension des politischen Handelns aus­
blenden. Es ist zudem besonders für die 1850er Jahre schwierig, eine überzeugende Zei- 
tungs- oder Zeitschriftenauswahl zu treffen. Darüber hinaus entfiele wegen der Anony­
mität der meisten Meinungsartikel und der Vielzahl der Autoren die Möglichkeit der 
Hintergrundanalyse aufgrund von Briefen und anderen nichtpublizierten Quellen.

“ V. Valentin, i 977, Bd. II, S. 13. Sogar explizit strukturgeschichtliche Arbeiten tendieren 
häufig zur Überhöhung »charismatischer« Führerfiguren. Vgl. etwa die Bewertung Bis­
marcks in den neuesten Überblicksdarstellungen: W J. Mommsen, Ringen, 1993; H.-U. 
Wehler, Bd. III, 1995, S. 264ff. und 849ff.; vgl. auch Bd. II, 1987, S. 771.
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Scheidungen innerhalb der Paulskirchenlinken dient also als Sonde, um die 
großen politischen Debatten und Richtungsentscheidungen der bisher als 
ganze kaum erforschten nachrevolutionären Transformationsperiode11 bes­
ser zu verstehen. In ganz Zentraleuropa, im Deutschen Bund, in Österreich 
und Italien, wurden die tiefgreifenden, in ihrer Summe revolutionären Ver­
änderungen, die durch die Ereignisse des Jahres 1848 ausgelöst worden wa­
ren, erst 1867/70 durch einen relativ (bis zum Ersten Weltkrieg) stabilen 
inneren und äußeren Zustand (der Verfassungsstrukturen wie auch der 
Staatsgrenzen) abgeschlossen. Die Epoche zwischen 1848 und 1867/70 ist 
somit als ganze als eine Umbruchphase der (zentral-)europäischen Ge­
schichte zu betrachten.

Bis 1848 existierte keine gesamtdeutsche politische Elite. Die liberalen 
Nationalversammlungsabgeordneten übernahmen diese Funktion. Aus ih­
rer demokratischen Legitimation und der Tatsache, daß erstmals im ganzen 
Deutschen Bund zur selben Zeit gewählt worden war, folgte, daß sie sich in 
doppeltem Sinne als von der »deutschen Nation« beauftragt ansehen konn­
ten: von allen sozialen Schichten und von allen Teilen »Deutschlands«. 
Bernhard Mann hat sie die »deutschesten Deutschen« genannt, weil sie ent­
scheidend dazu beitrugen, daß der Prozeß der inneren Nationsbildung seit 
1848/49 unaufhaltsam erschien.12 Die hier untersuchten Politiker gehörten 
jedoch zur Opposition in der Paulskirche und saßen deshalb weder in der 
(allerdings nur kurzlebigen und schwachen) provisorischen Reichsexekutive 
noch, von Ausnahmen abgesehen, in den liberalen Länderministerien. Die 

11 Wolfram Siemann hat zu Recht die 1850er Jahre das am wenigsten erforschte Jahrzehnt 
in der modernen deutschen Geschichte genannt. Die Geschichte des Liberalismus in 
diesem Jahrzehnt behandeln eingehend nur: A. Lees, 1974; D. Langewiesche, Libera­
lismus und Demokratie, 1974. Erst jüngst hat S. Goltermann, 1998, S. 16, festgestellt: 
»Die Entwicklung von Nationalismus und Liberalismus zwischen 1849 und 1870 ist 
nach wie vor eine erstaunliche Forschungslücke.« Erst seit 1989 wird diese folgenreiche 
Umbruchperiode von einzelnen Autoren als eigenständige Epoche der Politischen Ge­
schichte mit potentiell offenem Ausgang begriffen - als »The Age of the »Bürgertum«« 
bzw. als »Gesellschaft im Aufbruch« (J. Sheehan, German History, 1989; W. Siemann, 
Gesellschaft, 1990). Auch H.-U. Wehler, Bd. III, 1995, S. 449, nennt die nachrevolutio­
näre »eine der wichtigsten Epochen der deutschen Geschichte«. Für Österreich vgl. S. P. 
Scheichl/E. Brix, 1999, S. 11 j (L. Höbelt). Aus literatur- und kunstwissenschaftlicher 
Perspektive bezeichnet Sigrid Weigel den „Nachmärz“ als „Laboratorium der Moderne“ 
(in: dies./Thomas Koebner (Hrsg.): Nachmärz. Der Ursprung der Moderne in einer 
nachrevolutionären Konstellation, Opladen 1996, S. 9 ff.).

12 B. Mann, Württemberger, 1975, S. 321. Daß die Parlamentsabgeordneten und besonders 
Mitglieder verfassungsgebender Versammlungen eine politische Elite bilden, hat die so­
ziologische Forschung vielfach gezeigt Ohne die gesellschaftlichen Strukturen propor­
tional zu repräsentieren, spiegeln die parlamentarischen Konfliktstrukturen gesellschaft­
liche Bruch- und Spannungslinien (»cleavages«) wider. Dies dürfte für die Paulskirche 
auch deshalb in einem für das 19. Jahrhundert außergewöhnlichem Maße gelten, da ihre 
Abgeordneten überwiegend nach allgemeinem, gleichem Männerwahlrecht bestimmt 
worden waren (vgl. H. Best, 1990, S. 28 f., mit Verweisen auf die einschlägige soziologi­
sche Literatur).
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Paulskirchenlinke war also an den wichtigen politischen Weichenstellungen 
der Epoche zwischen 1849 und 1867 nur in geringem Maße als administrativ 
oder diplomatisch handelnde Elite, sondern als oppositionelle Gegenelite 
beteiligt. Ihre Instrumente waren die Publizistik, die Palette parlamenta­
rischer Interventionsmöglichkeiten und das Wirken in politischen Organi­
sationen, die sich, soweit es die deutschen Staaten zuließen, auch bereits 
überregional zusammenschlossen, sowie seit 1862 in den bundesweiten Ab­
geordnetenversammlungen, die die Funktionen der fehlenden Nationalver­
tretung symbolisch übernahmen.

Mit der Sicht auf die Paulskirchenlinke als Gegenelite wird der irrigen 
Auffassung entgegengetreten, der Liberalismus habe sich seit 1849 aus der 
Politik zurückgezogen. Er wurde vielmehr während der Reaktionsära ge­
waltsam aus allen politischen Machtpositionen herausgedrängt. Dies galt 
bereits für die gemäßigt liberalen Märzminister und erst recht für die poli­
tische Linke, die in vielen Staaten an der Wahrnehmung ihrer Abgeord­
netenmandate gehindert, kriminalisiert, ins Exil getrieben und fast aller Pu­
blikationsmöglichkeiten beraubt wurde. Daneben wandten sich vor allem 
jüngere und weniger exponierte Achtundvierziger nach der Niederschla­
gung der Revolution jedoch auch vielfach der Kommunalpolitik zu und 
gelangten dort teilweise bereits in der Reaktionsperiode auf einflußreiche 
Posten. Diese vielfach unterschätzte, aber politisch erfolgreiche Strategie, 
auf die Verdrängung der politischen Linken aus ihren Machtpositionen in 
den deutschen Staaten und auf das Verbot politischer Betätigung auf natio­
naler Ebene zu reagieren, bleibt auch hier außer Betracht, da Männer vom 
linken Flügel der Deutschen Nationalversammlung diesen Weg nicht ein­
schlugen. Er stellte für sie keine politische Überlebensperspektive dar, da 
sie zu exponiert waren, um für wichtige kommunale Ämter in Frage zu 
kommen, die einer Bestätigung durch die Reaktionsregierungen bedurften.

Es gehört zu den verbreiteten Vorurteilen über die bürgerliche Linke, daß 
sie prinzipiell machtfem gewesen sei und deshalb kaum Einfluß auf die po­
litische Entwicklung gehabt habe. Tatsächlich wurde sie jedoch seit 1849 
systematisch von der Macht ferngehalten. Der dominante politische und 
historische Diskurs - hierin noch tief in der borussischen Geschichtsschrei­
bung wurzelnd - belegt die Paulskirchenlinke mit Charakterisierungen, die 
ihr Weltfremdheit zuschreiben. Obwohl nach der großpreußisch-militäri­
schen Staatsgründung sowohl die politischen Verhältnisse im Deutschen 
Reich als auch die europäische Machtbalance bis 1945 instabiler waren als 
zuvor, sind die demokratischen und föderalistischen Gegenpositionen bis­
her nie im Zusammenhang dargestellt worden. Die Gegner der groß- 
preußisch-militärischen Nationalstaatsgründung bezogen die europäische 
Machtkonstellation stärker in ihre Überlegungen ein als die Befürworter 
der Bismarckschen Lösung; sie waren weniger ungeduldig, hatten einen eher 
langfristigen Zeithorizont und setzten vor diesem Hintergrund auf die Li­
beralisierung der Einzelstaaten und eine allmähliche Reform des Deutschen 
Bundes. Das bedeutet jedoch keineswegs, daß sie weniger realistisch oder 
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politisch naiver, weniger machtorientiert oder gar weniger nationalistisch 
gewesen wären als die Unterstützer Bismarcks.

Die bürgerliche Linke insgesamt sah nämlich neben »Einheit« und »Frei­
heit« bereits in der Paulskirche »Macht« als ein gleichrangiges politisches 
Ziel an, das ihr Handeln und ihre politischen Optionen bestimmte. Sie tat 
dies in einem doppelten Sinne: als Erringung von Macht in »Deutschland« 
und als Erringung von Macht für »Deutschland«. Gerade die bürgerliche 
Linke wollte in der Revolution, in der Paulskirche und ebenso nach deren 
Scheitern durch die Gründung eines Nationalstaates die deutsche Macht 
vergrößern, der Nation »Weltgeltung« verschaffen.13 Die beiden anderen 
Schlüsselbegriffe in den liberalen Debatten der 1850er und 1860er Jahren - 
»Einheit« und »Freiheit« - hatten einen ähnlichen Doppelsinn. Diese Viel­
schichtigkeit, ihre Fähigkeit, vielfältige Inhalte zu transportieren, selbst 
wenn sie letztlich miteinander unvereinbar waren, machte aus diesen Begrif­
fen politische Schlüsselbegriffe. Die emphatische Forderung nach »Einheit« 
(»Einigkeit«) war immer auch als ein Appell an die eigenen Genossen ge­
richtet, daß ohne Einigkeit der liberalen »Partei« die nationale Einheit nicht 
erreicht und daß sie ohne die Einheit des »Volkes«, also die Einigkeit aller 
»Deutschen« nicht auf Dauer erhalten werden könne.14 Wegen der Staats­
fixierung der deutschen Linken wurde dabei die Vereinheitlichung der inne­
ren, regionalen, kulturellen und konfessionellen, Gegensätze vom Staat er­
wartet, der schon allein deshalb mit der dazu erforderlichen Macht 
ausgestattet sein mußte. »Freiheit« transportierte neben den Forderungen 
nach Rechtsstaatlichkeit und Liberalisierung des Wirtschaftslebens immer 
auch die nach Handlungsfreiheit und Entfaltungsmöglichkeiten für den 
künftigen Nationalstaat, der eben dafür mächtig sein mußte. »Freie Selbst­
bestimmung der Individuen wie der Nation« - so definierte der letzte Prä­
sident der Nationalversammlung, Wilhelm Löwe, seinem Freund und ehe­
maligen Fraktionsgenossen Johann Jacoby gegenüber sein politisches 
Hauptziel.15 Den Hintergrund dieser Verdoppelung der Freiheitsforderung 
bildete die im 19. Jahrhundert allgegenwärtige Sicht auf die Nationen als 
Individualitäten, deren Eigenschaften und Verhaltensweisen denen von Per­
sonen nachempfunden wurden.

Die Sicht auf die Paulskirchenlinke als Gegenelite soll auch den Blick 
öffnen für die Linke als politisch agierende Strömung in den 1850er und 
1860er Jahren. Dies richtet sich gegen die verbreitete Vorstellung, die zu­
kunftsweisenden Ideen in der nachrevolutionären Epoche seien vornehm­
lich aus den Reihen der gemäßigten Liberalen gekommen, während sich die 

15 Vgl. G. Wollstein, »Großdeutschland«, 1977; ders., Oktoberdebatte, 1996; W.J. 
Mommsen, 1848. Die Befunde von M. Mayer, 1994, lassen darauf schließen, daß zumin­
dest im politisch avancierten badischen Liberalismus sich das Machtparadigma bereits im 
Vormärz als gleichrangig neben den Freiheitsforderungen durchgesetzt hatte. Vgl. auch 
J. Sheehan, German Liberalism, 1989, S. 43.

14 Vgl. hierzu auch S. Golterman, 1998, S. 63 ff.
15 Löwe an Jacoby 11.12.1861 (J. Jacoby, Briefwechsel, 1978, S. 179).
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gescheiterten Radikalen von der politischen Bühne zurückgezogen hätten. 
Die Paulskirchenlinke war nicht eine Ansammlung idealistischer, weltfrem­
der Dogmatiker oder Träumer, sondern von ihr gingen folgenreiche, neue 
politische Ideen und Weichenstellungen aus: vom allgemeinen Wahlrecht 
und der Idee der Realpolitik bis zur Emotionalisierung und Militarisierung 
des deutschen Nationalismus. Es besteht eine weitaus größere Kontinuität 
von der Revolution zur Reichsgründung, als lange angenommen wurde: 
»Am Anfang« war nicht »Bismarck« “, sondern - will man solche mytholo­
gischen Formeln überhaupt verwenden - 1848! Bismarck war nur der erste 
regierende preußische Politiker, der (nicht zuletzt von Napoleon III.!) lern­
te, mit dem in der Revolution enstandenen liberal-nationalistischen Instru­
mentarium zu spielen. Die Revolutionen von 1848/49 bedeuteten für den 
Deutschen Bund nicht nur einen zunächst in seinen politischen Zielen ge­
scheiterten Umbruch, sondern markieren zugleich den Beginn einer der 
wichtigsten Transformationsepochen in der deutschen Geschichte. Trotz 
und teilweise gerade wegen ihres Scheiterns, das die Akteure von 1848/49 
für Teile der Öffentlichkeit mythisch überhöhte, gewann die Idee der natio­
nalstaatlichen Einigung eine Eigendynamik, ohne die die Bismarcksche 
Reichsgründung nicht denkbar ist.

Rund 90 Politiker aus der Paulskirchenlinken errangen nach 1849 Man­
date in den einzelstaatlichen Parlamenten, die sie teilweise über Jahrzehnte 
hielten (vgl. Tab. 13 im Anhang); zwanzig von ihnen wurden in den Deut­
schen Reichstag, zehn in den österreichischen Reichsrat gewählt. Da von 
den insgesamt 261 Abgeordneten der Linken in der Deutschen Nationalver­
sammlung* 17 in den i85oer/i86oer Jahren nur noch 150-160 im Bundes­
gebiet lebten, belegt die Zahl von rund 90, die trotz vielfältiger Restriktio­
nen gegen Politiker der Linken in die Landtage der deutschen Staaten 
gewählt wurden, die fortdauernde politische Aktivität und Popularität der 
achtundvierziger Linken nach der Niederlage der Revolution.18 Auch ande­
re Indizien sprechen dafür, daß trotz Verfolgung und Emigration und ent­
gegen der Annahme eines Rückzuges der Achtundvierziger ins Privatleben 
oder in wirtschaftliche Aktivitäten von einem hohen Maß an personeller 
Kontinuität in der liberalen und demokratischen Opposition zwischen Re­

“ Thomas Nipperdey, Deutsche Geschichte 1866-1918, Bd. II, München 1992, S. 11.
17 Zur Abgrenzung siehe Kap. I; eine Liste im Anhang (Tab. 15).
" Eine unbestimmte Zahl der im Bundesgebiet Lebenden war etwa nicht wählbar, da ihnen 

bei Verurteilungen die bürgerlichen Ehrenrechte entzogen worden waren (vgl. etwa K. 
Meinel, 1928, S. 268 ff.). Carl Mayer erhielt bis zur Rückkehr aus dem Exil (1863) aus 
seinem Wahlkreis immer wieder Briefe mit guten Wünschen, Fragen nach seinen politi­
schen Ansichten usw. Vgl. etwa Hochberger an Mayer 26.5.1850 (mit 50 Unterschriften) 
und 29.12.1860 (mit 13 Unterschriften) (BA 90 Ma 3/7). Auch in ihren Exilländem 
errangen einige linke Paulskirchenabgeordnete Mandate in Staats- und Landesparlamen­
ten: Lorenz Brentano war 1877-79 Abgeordneter im US-Congress sowie 1862-72 und 
1876-91 in der Illinois State Legislature, dazwischen 1872-76 US-Konsul in Dresden; 
Hans Reimer Claussen 1869-73 Mitglied des State Senate von Iowa und Carl Vogt 
1856-61 und 1870-71 Eidgenössischer Ständerat, 1878-81 Schweizer Nationalrat.
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volution und Reichsgründung auszugehen ist.1’ Eine Ursache hierfür war 
die Sterilität des politischen Lebens in der Reaktionsepoche, die die Nach­
wuchsrekrutierung und damit einen Generationswechsel vor allem in der 
oppositionellen Elite erheblich erschwerte. Die in den 1850er Jahren herr­
schende bürokratisch-gegenrevolutionäre Elite konnte die Stelle der aus 
dem öffentlichen Leben verdrängten Achtundvierziger nie einnehmen. Erst 
in den seit Ende der 1850er Jahre neu entstehenden politischen Vereinen wie 
auch in den Kammern der Einzelstaaten rückte allmählich eine jüngere Ge­
neration von Politikern ins Rampenlicht. In den bundesweiten Zusammen­
schlüssen wie den Abgeordnetentagen, dem Nationalverein und dem Re­
formverein, aber auch in den einzelstaatlichen liberalen Parteien bildeten 
jedoch die Paulskirchenabgeordneten weiterhin eine hochgeachtete und ein­
flußreiche Gruppe. In den Mitgliederverzeichnissen der Abgeordnetentage 
bezeichneten sie sich in der Regel als »ehemaliges Parlamentsmitglied« 
(ohne weitere Spezifikation), während die anwesenden Landtagsabgeord­
neten »Mitglied des Landtags von ...« schrieben. Die Paulskirche war also 
auch nach mehr als 15 Jahren immer noch »das Parlament«. Das Ausmaß der 
Kontinuität in der oppositionellen politischen Elite zwischen Revolution 
und Reichsgründung war wie alles im Deutschen Bund regional sehr ver­
schieden. Besonders stark dominierten Männer aus der Paulskirchenlinken 
den Liberalismus der 1860er Jahre in Sachsen, der Pfalz und Württemberg.20

Der Nimbus und das fortdauernde Ansehen der Paulskirchenabgeord­
neten im liberalen und demokratischen Spektrum resultierten aus ihrer im

” Der einzigen, systematisch vorgehenden Arbeit zur politischen Kultur der 1850er Jahre 
(A. Lees, 1974) zufolge kamen von den 66 Personen, die am wichtigsten für die politi­
sche Diskussion im Deutschen Bund waren, zehn aus der Paulskirchenlinken - trotz der 
hohen Zahl Emigrierter. Von den 76 Personen, die A. Biefang (Politisches Bürgertum, 
1994) zur nationalen Funktionselite zählt, hatten 22, also fast 30%, in der Paulskirche 
oder im Vorparlament gesessen. Weitere 13, also ein knappes Fünftel, waren in den Jah­
ren 1848/49 Landtagsabgeordnete gewesen, insgesamt waren rund 70 % der nationalen 
Funktionselite zur Zeit der Reichsgründung 1848/49 in herausragenden Funktionen en­
gagiert gewesen. Als im Dezember 1863 die Schleswig-Holstein-Solidarität koordiniert 
werden sollte und Repräsentanten aus allen Teilen des Bundesgebiets zu einer Tagung 
nach Nürnberg geladen wurden, waren unter den 30 Eingeladenen acht Mitglieder der 
Paulskirchenlinken: die Österreicher Berger und Groß, die Sachsen Joseph, Schaffrath 
und Wuttke, die Bayern Kolb und Umbscheiden und der Württemberger Fetzer (Fetzer 
an Bennigsen, November 1863, BA 90 Be 5). 1862 und 1866 gab es Versuche, die ver­
bliebenen Paulskirchenabgeordneten zur Beschleunigung des deutschen Einigungspro­
zesses als Vorparlament zusammenzurufen. Vgl. Kap. XIII, XVI und XX. Von allen 
Paulskirchenabgeordneten wurden 93 (17 % der noch Lebenden) 1867-71 in die gesamt­
staatlichen Parlamente des Reichs oder Österreichs gewählt - eine höhere personelle 

Kontinuität, als sie trotz des geringeren zeitlichen Abstandes zwischen dem Reichstag 
der Weimarer Republik und dem Bundestag nach 1949 bestanden hat (H. Best, 1990, 
S. 456).

20 Zur sächsischen Nationalbewegung: AAZ 8.3. und 16.10.1862. In Baden war die Ver­
folgung der dort besonders radikalen achtundvierziger Linken (und infolgedessen die 
Auswanderung) so massiv, daß kein linker badischer Paulskirchenabgeordneter jemals 
wieder in Deutschland politisch aktiv wurde. Vgl. R. Weber, 1962, S. 145 f. 
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doppelten Sinne umfassenden Legitimationsbasis, die sowohl vertikal als 
auch horizontal die gesamte »deutsche Nation« einschloß. Die Achtund­
vierziger betrachteten sich selbst als eine politische Funktionselite und ver­
wiesen zur Begründung häufig auf ihre Erfahrungen in der Revolution und 
m der Nationalversammlung, aber auch auf die Opfer, die sie für ihr Enga­
gement gebracht hatten. Da in der Linken bis in die 1860er Jahre hinein 
kaum ein Generationswechsel stattfand, kennzeichnete die Veteranen aus 
der Paulskirche jedoch auch der Hochmut derjenigen, die davon überzeugt 
sind, einmal viel bewegt zu haben und deshalb auch weiterhin den Weg 
zur Lösung der anstehenden Probleme weisen zu können. Sie sahen die 
nachgewachsene Generation als weniger konsequent, opferbereit und poli­
tisch begabt an als die eigene. So schrieb Carl August Fetzer 1865 an sei­
nen früheren Fraktionsgenossen Jakob Venedey in einem Geburtstagsbrief: 
»Hätte Deutschland ein Hunderttausend Republikaner, wie wir, dann wäre 
es für die Republik reif und ließe sich dies, wenigstens so lang das Ge­
schlecht derselben nicht ausgestorben wäre, nicht mehr nehmen.«21 Stärker 
als die jüngere Politikergeneration hielten sie, die in noch jungen Jahren ihre 
größten politischen Erfolge und vielfach auch den Höhepunkt ihres Einflus­
ses erreicht hatten, an den Ideen von 1848 fest, an dem Glauben, die Erlan­
gung von Freiheit, Macht und Einheit »Deutschlands« bedinge sich wech­
selseitig.

Hinzu kam, daß viele ehemalige demokratische und linksliberale Pauls­
kirchenabgeordnete davon ausgingen, daß ihr Mandat fortbestehe, da die 
Nationalversammlung sich nie formell aufgelöst, sondern nur vertagt hatte 
und sie - anders als die Rechte und die gemäßigten Liberalen - ihre Mandate 
nicht niedergelegt hatten. Wilhelm Löwe, der Präsident des Stuttgarter 
Rumpfparlaments, bezeichnete sich etwa 1858 als Vorsteher einer nach wie 
vor »zu Recht bestehenden Versammlung«. Heinrich Wuttke verwies immer 
wieder auf ein historisches Vorbild für die Forderung nach Wiedereinberu­
fung der Paulskirchenabgeordneten: das »lange Parlament« im England des 
17. Jahrhunderts sei erst nach zwanzig Jahren reinstalliert worden. Jakob 
Venedey argumentierte 1864 gegen politische Führungsansprüche der 
jüngeren, in den Landtagen sitzenden Politikergeneration, das Nationalpar­
lament sei »nur durch Gewalt verhindert, seine Pflicht zu thun. So voll­
berechtigter derzeitiger Vertreter der Nation wie die Mitglieder des Frank­
furter Parlaments ist sicher kein derzeitiges Mitglied irgend einer Kammer!« 
Der Demokrat Emil Adolph Roßmäßler lehnte eine Kandidatur für den 
Reichstag kategorisch ab, da sein Mandat nicht erloschen sei und man »nicht 

21 Fetzer an Venedey 23.5.1865 (BA 90 Ve 1). Zusammengehörigkeits- und Elitebewußt­
sein auch Fetzer an Venedey o.D. [1857] und 19.1.1858; Venedey an Fetzer 13.12.1863 
(ebd.); M. Simon an seine Frau 13.3.1867 (BA FSg. 1/174); Disposition T. Paurs für eine 
Rede über den ersten Abgeordnetentag, 1862 (AkadW/23), in der er neben den ehemali­
gen Paulskirchenabgeordneten sogar die »Söhne bereits verstorbener Mitglieder der 
deutschen Nationalversammlung« gesondert begrüßte.
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zur gleichen Zeit Mitglied dieser constituirenden deutschen Nationalver­
sammlung und eines preußisch-kleindeutschen Reichstags« sein könne. 
Aus demselben Grund weigerte sich Franz Wigard 1867 zunächst, sein 
Reichstagsmandat anzunehmen.22 Der politische Nimbus der Paulskirchen­
linken basierte auf ihrer, bis 1867 unanfechtbaren Sonderstellung als von der 
gesamten Nation demokratisch legitimierte Elite. Hieraus leitete sich auch 
ihr spezifisches Sendungsbewußtsein als »Volksmänner« ab.

Wenn sich diese Studie der Politischen Geschichte - also der Geschichte 
der innen- und außenpolitischen Entscheidungen, Handlungsalternativen 
und Diskussionen - zuordnet, so kann es sich nicht um die Rückkehr zur 
klassischen Politikgeschichtsschreibung handeln, die sich mit den »großen 
Männern«, den Kabinetten oder als politische Ideengeschichte mit einzel­
nen kanonisierten Texten und ihren Autoren beschäftigte. Schon durch 
die Wahl ihres Gegenstandes - Politiker, die zwar für ihre Zeit von großer 
Bedeutung waren und hohes Prestige genossen, ihre Vorstellungen aber 
großenteils nicht durchsetzen konnten - steht diese Studie für eine Erwei­
terung der Perspektiven politikgeschichtlicher Forschung. Bei der Unter­
suchung des politischen Engagements und des politischen Einflusses der 
Paulskirchenlinken geht es auch um die Überwindung der national- 
geschichtlich-teleologischen Linearität, die sich mit der »Verwissenschaft­
lichung« der Geschichtsschreibung im 19. Jahrhundert durchsetzte und 
die Überblicksdarstellungen bis heute stark prägt. Hat sie in ihrer Orien­
tierung auf den Nationalstaat als einzig mögliches Ergebnis der deutschen 
Geschichte des 19. Jahrhunderts die Abläufe homogenisiert, so muß eine 
postnationalistische und freiheitlich orientierte Geschichtsschreibung mul­
tiperspektivisch sein und die Brüche und Alternativen bewußt machen, 
die zuvor »immer wieder im Namen der Nation unterdrückt worden 
sind«.23

a BLHA 11377, Bl. 20; Fetzer an Venedey 29.12.1863 und 27.9.1865 (BA 90 Ve 1/16); J. 
Venedey, Grundübel, 1864 S. 28; E. A. Rossmässler, Ablehnung, 1867; F. Wigard, 
VossZ 31.1.1867 (zit. nach K. E. Pollmann, 198$, S. 125); H. Wuttke, Stand, 1850, 
S. 3 und 63 ff.; W. Schulz-Bodmer, Deutschlands gegenwärtige politische Lage, 1849, 
S. 7; Sachs. LT 18.2.1850, S. 5 93 b (Mammen); L. Simon, Aus dem Exil, Bd. I, 1855, 
S. 125; R. Fuchs, 1970, S. 115 f.; H.-W. Herrmann, 1993, S. 172: Cuimann bezeichnete 
sich nach 1863 als »Mitglied der National-Versammlung in Frankfurt«.

23 Konrad H. Jarausch, Normalisierung oder Re-Nationalisierung? Zur Umdeutung der 
deutschen Vergangenheit, in: GG 21 (1995), S. 583 f. Was in der Sozialismusforschung - 
etwa zur Novemberrevolution - bereits seit langem an der Tagesordnung ist, nämlich 
sich mit »verschütteten Alternativen« zur realen historischen Entwicklung und »zum 
Scheitern verurteilten Bewegungen« zu befassen, wurde in den letzten Jahren auch in 
einigen Studien zum Bürgertum aufgegriffen. Siehe etwa P. Nolte, 1994, insb. S. 11 
und 24; Rudolf Boch, Grenzenloses Wachstum? Das rheinische Bürgertum und seine 
Industrialisierungsdebatte 1814-1837, Göttingen 1991. Vgl. auch Gianna Pomata, Par­
tikular- und Universalgeschichte, in: L’Homme Z.F.G. 2 (1991), S. 3-44.
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Dies muß sich auf die Vorgehensweise auswirken: Erstens dürfen die ein­
zelnen politischen Akteure nicht isoliert betrachtet werden. Sie müssen bio­
graphisch in die soziale Umwelt eingebettet werden, der sie entstammten 
und in der sie sich bewegten, in ihre Freundschafts-, Beziehungs- und Kom­
munikationsnetze. Ihre soziale und materielle Lage darf nicht außer acht 
gelassen werden. Ihr politisches Denken muß in Bezug zum Zeitgeist ge­
setzt werden, d.h.: es muß gefragt werden, was im jeweiligen Unter­
suchungszeitraum denkbar war, welche Alternativen sich den Zeitgenossen 
darboten.

Zweitens sind nicht allein die Personen in der ersten Reihe interessant, 
nicht nur >Bismarck< und >Bebel<, sondern gerade auch diejenigen, die in 
der zweiten Reihe stehen, die Mit- und Zuarbeiter, die häufig in stärkerem 
Maße den Zeitgeist repräsentieren als die großen Ausnahmeerscheinungen. 
Hans Rosenberg hat in Abgrenzung vom traditionellen Individualismus der 
deutschen Ideengeschichte bereits in den Zwanziger Jahren für eine Typisie­
rung plädiert, die er kollektive politische Ideengeschichte genannt hat. Par­
allel zur Entstehung von Karl Mannheims Wissenssoziologie bemerkte er, 
»daß schriftstellerisch aktive Intellektuelle zweiten und dritten Ranges, die 
geistiges Gold in Silber und Kupfer zu verwandeln und unter ein breites 
Publikum zu bringen wußten, historisch nicht weniger beachtenswert als 
die eminenten Köpfe sind.*24 Allerdings darf Politikgeschichte nicht bei 
den politischen Ideen und Ideologien stehenbleiben, sondern muß sich zu­
gleich dafür interessieren, wie diese in politisches Handeln umgesetzt wur­
den. Sie muß dabei sogar besonderes Augenmerk auf die Eigendynamik po­
litischen Handelns richten, also auch auf dessen nicht intendierte Effekte, 
durch die die Resultate politischen Handelns häufig stark von den Ideen 
abweichen, die es leiten. Also bedarf es nicht allein einer kollektiven politi­
schen Ideengeschichte, wie sie Rosenberg gefordert hat, sondern ebenso 
einer kollektiven Politikgeschichte. Dies gilt auch für eine Zeit, in der Par­
teien, Verbände und politische Milieus erst rudimentär existierten.

Drittens gehören zu den wichtigsten Quellen, wenn man politische Pro­
zesse rekonstruieren möchte und sich für politische Mentalitäten oder die 
Begriffe, in denen in einer vergangenen Epoche politisch diskutiert wurde, 
interessiert, die Tagespresse, Zeitschriften und andere Gebrauchstexte. So­
lange immer wieder dieselben, durch Editionen kanonisierten Höhen­
kammtexte zu Rate gezogen werden und sie nicht mit mittelmäßigen, 
schnell fabrizierten Texten, wie sie vorzugsweise in der Presse zu finden 
sind, konfrontiert werden, sind Aussagen über kollektive Mentalitäten und 
das politische Klima einer Epoche kaum möglich.

Zusammenfassend läßt sich postulieren: Eine moderne Politische Ge­
schichte sollte die Instrumentarien und methodologischen Erkenntnisse, 
die die Sozial- und neuere Kulturgeschichte für den Mikrobereich des Lo­
kalen, Individuellen und Alltäglichen entwickelt und erprobt hat, wieder auf 

24 H. Rosenberg, Politische Denkströmungen, 1972, S. tof.
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die großen politischen Entscheidungen und Prozesse sowie auf die 
Führungseliten anwenden.25

Die großen politischen Themen der Moderne sind die von der amerikani­
schen und französischen Revolution aufgeworfenen Fragen der Durch­
setzung von Freiheit und Gerechtigkeit. Sie stehen im Mittelpunkt der 
fundamentalen politischen Prozesse der Moderne - Nationsbildung, Indivi­
dualisierung und politische Emanzipation immer breiterer Bevölkerungs­
schichten sowie infolgedessen Differenzierung des Parteienspektrums - 
und der aus diesen Prozessen resultierenden Konflikte.

Die zentralen Themen der Epoche seit 1849, die im Mikrokosmos der 
Paulskirchenlinken studiert werden sollen, sind:

1. die innere Nationsbildung - also die Abkehr des liberalen Bürgertums 
sowohl vom einzelstaatlichen Patriotismus als auch von aufklärerisch-uni­
versalistischen Vorstellungen und die Entstehung eines integralen, die ein­
zelnen Sozialmilieus und gewachsenen einzelstaatlichen Regionen transzen­
dierenden, gesamtdeutschen, häufig ethnisch definierten Nationalismus;26

2. die Entstehung politischer Parteien - wobei hier nur diejenigen im li­
beralen Spektrum interessieren;

3. die Militarisierung des liberalen Bürgertums, also die Abkehr von den 
kosmopolitisch-pazifistischen Ideen, wie sie im »Völkerfrühling« des Jahres 
1848 blühten, und die Entwicklung des liberalen Citoyen zum chauvinisti­
schen Untertan. Die Forschungsperspektive muß gerade mit Blick auf die 
bürgerliche Linke darin bestehen, »Partizipationsverheißung und Gewalt­
bereitschaft als die zwei Gesichter der modernen Nation zu sehen« - also 
sich von der Vorstellung eines Umschlags von einem guten in einen bösen 
Nationalismus zu verabschieden.27

4. wird neuerdings in Abkehr von älteren Paradigmen zwar kaum noch 
die fehlgeschlagene »bürgerliche Revolution« als Beginn eines »deutschen 
Sonderwegs« angesehen, aber, wie Helga Grebing vorsichtiger sagt, die 
»deutsche Eigenproblematik auf dem Weg in die Moderne« aus den spezi­
fischen Umständen der Nationalstaatsbildung abgeleitet. Es wäre also an­

25 Vgl. hierzu: Olivia Hochstrasser, Mikrohistorie und Gesellschaftsgeschichte: Thesen zu 
einem immer noch aktuellen Thema, in: WerkstattGeschichte 11/199$, S. 48-54- Oder - 
um mit dem Philosophielehrer Max Webers zu sprechen: »Der Gegensatz von politischer 
und Kulturgeschichte ist schief und hat mit den Fragen der historischen Methode über­
haupt nichts zu thun« (Heinrich Rickert, Die Grenzen naturwissenschaftlicher Begriffs­
bildung, Tübingen 1902, S. $8$).

26 Vgl. zur Nationsbildung nach 1849: D. Langewiesche, Reich, Nation und Staat, 1992, 
S. 366; ders., Deutschland und Österreich, 1991; H. Mommsen, Nation und Nationalis­

mus, 1986.
27 D. Langewiesche, Nation, Nationalismus, Nationalstaat, 1995, S. 192 (Zitat), 195 u.ö. 

(dort weiterführende Literaturhinweise); ders., Liberalismus im 19. Jahrhundert, 1988, 
insb. S. 9L Für das alte Paradigma: O. Dann, 1996; H. A. Winkler, Vom linken zum 
rechten Nationalismus, 1978 (hierzu kritisch bereits: B. Vogel, 1992); S. Schmidt, The­
sen, 1966, S. 10; sehr holzschnittartig: K. Eder, 1991, S. 316 ff.
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hand der Geschichte des Liberalismus zu überprüfen, inwiefern zwischen 
1849 und der Reichsgründung Chancen zu einer stärker am Westen orien­
tierten Entwicklung vertan worden sind.28

Die Entscheidung, den säkularen Umbruch in der deutschen bürgerlichen 
Politik zwischen Revolution und Reichsgründung anhand der Linken in der 
Deutschen Nationalversammlung zu untersuchen, beeinflußt, wie jede heu­
ristische Festlegung, zugleich das Ergebnis. Die Beschäftigung mit rund 
fünfzig Angehörigen der politischen Elite kann einerseits selbst in einer 
Epoche, in der aktive, über das Wählen hinausgehende politische Partizipa­
tion auf einen kleinen Personenkreis beschränkt war, nur zu exemplarischen 
Befunden führen, zumal wenn es um einen Zeitraum von rund zwanzig 
Jahren geht und die wesentlichen Territorien des heterogenen Deutschen 
Bundes berücksichtigt werden sollen. Andererseits bietet die Beschränkung 
auf eine klar abgegrenzte Gruppe die Möglichkeit, die untersuchten Per­
sonen eingehend zu erforschen, ihre Nachlässe einzubeziehen, zumal diese 
bisher kaum benutzt wurden. So geraten auch die Wechselwirkungen zwi­
schen Biographie, Mentalität, Sozialcharakter und politischen Entscheidun­
gen sowie mögliche Differenzen zwischen öffentlich und privat geäußerten 
Ansichten und damit Fragen der Strategie und Taktik in den Blick. Die Stu­
die liefert somit auch eine Innensicht der liberalen und demokratischen 
Opposition zwischen Revolution und Reichsgründung aus der Perspektive 
eines Teils der damaligen politischen Elite. Außerdem ermöglicht es der per­
sonenbezogene Ansatz, Quellengattungen systematisch auszuwerten, die 
wegen des hohen Arbeitsaufwandes in der historischen Forschung häufig 
vernachlässigt werden, etwa die Tagespresse und Parlamentsprotokolle. Ge­
rade für eine Zeit strenger Pressezensur spricht für eine personenbezogene 
Vorgehensweise auch, daß es nur mit Hilfe von Briefen und anderen Selbst­
zeugnissen vielfach möglich war, anonym, unter Kürzeln oder Siglen er­
schienene Zeitungsartikel ihren Autoren erstmals zuzuordnen.

Allerdings birgt die Entscheidung für die achtundvierziger Linke als Un­
tersuchungsgegenstand die Gefahr, die Initiativen des gemäßigten Liberalis­
mus unterzubewerten. Diese ist jedoch geringer, als es zunächst erscheinen 
mag, da gerade in der nachrevolutionären Epoche die Grenzen zwischen 
den verschiedenen Richtungen in der bürgerlichen Politik sehr durchlässig 
waren. So ist die Paulskirchenlinke zum Zeitpunkt ihres Entstehens in der 
Deutschen Nationalversammlung relativ klar gegen die regierungsloyale 
politische Mitte abzugrenzen. In der Folgezeit jedoch fand ein Diffusions­
prozeß statt, der ein zentraler Gegenstand der Untersuchung ist und an 
dessen Ende Teile der Paulskirchenlinken sich in sehr unterschiedlichen po­
litischen Organisationen und ebenso unterschiedlich einflußreichen gesell­
schaftlichen Stellungen finden. Anhand der Paulskirchenopposition läßt 
sich also nicht allein eine Geschichte der nachrevolutionären Linken, son-

21 Vgl. H.-U. Wehler, Bd. III, 1995, S. 480 ff. 
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dem eine exemplarische Geschichte des Nations- und liberalen Parteibil­
dungsprozesses der 1850er und 1860er Jahre schreiben.

Die Epoche zwischen der Niederlage der Revolution und der Gründung des 
Deutschen Reichs ist vor allem als Umbruchphase interessant, wie sich ex­
emplarisch am Schicksal der Paulskirchenlinken ablesen läßt. 1867 finden 
sich ihre Mitglieder in einem breiten politischen Spektrum wieder: von den 
Nationalliberalen bis zum bürgerlichen Flügel der Sozialdemokratie, von 
den liberalen Großösterreichem bis zu den süddeutschen Partikularisten. 
Sie hatten auch sehr unterschiedliche politische Positionen erreicht. Manche 
waren Minister oder Berater führender Politiker geworden, andere Journa­
listen oder einfache Landtagsabgeordnete. Es wird also in der folgenden 
Untersuchung eine politische Diffusion beschrieben und nicht behauptet, 
daß die Paulskirchenlinke ebenso wie die Achtundvierziger insgesamt in 
den 18 joer/i 860er Jahren noch eine bestimmte politische Richtung bildeten 
oder für eine spezifische Denkweise standen. Zwar gab es Gemeinsamkei­
ten, die aus der Erfahrung von 1848/49 und ihrer führenden Rolle in der 
Revolution resultierten. So hat sich keiner von ihnen je öffendich davon 
distanziert, zur Opposition in der Nationalversammlung gehört zu haben. 
Vielmehr behaupteten sie in der Regel die Kontinuität der eigenen politi­
schen Überzeugungen von 1848 bis zum jeweiligen Standort zwanzig Jahre 
später. Solche Gemeinsamkeiten innerhalb der ehemaligen Nationalver­
sammlungsopposition lagen jedoch vornehmlich auf einer mental-habituel­
len Ebene. Die Erfahrung der Revolution und der Paulskirche sowie die 
anschließende politische Verfolgung schufen mentale Dispositionen und 
ein spezifisches Kommunikations- und Beziehungsnetz, ließen aber gleich­
wohl sehr unterschiedliche politische Optionen zu. Zwischen Exilierten 
und im Bundesgebiet Gebliebenen bzw. dorthin Zurückgekehrten, aber 
auch innerhalb beider Gruppen führte die Verarbeitung der Niederlage zu 
gegensätzlichen Richtungsentscheidungen.

Am Beispiel der Paulskirchenlinken wird der Übergangsprozeß vom ge­
wissermaßen heroischen Zeitalter des Bürgertums und des Liberalismus in 
eine Epoche pragmatischeren politischen Handelns und der Anpassung uto­
pischer Idealvorstellungen an die realen Bedingungen dargestellt. Der Um­
schlag ist zu verorten in der Revolution von 1848/49 und im Scheitern der 
hochfliegenden Erwartungen, die sowohl die liberale Öffentlichkeit als auch 
die Abgeordneten selbst auf die Verfassungsarbeit und die Staatsbildung in 
der Paulskirche gerichtet hatten. Die schnellen und leichten Erfolge von 
1848 hatten solche Erwartungen hochschießen und viele Protagonisten die 
fortbestehende Macht der alten Gewalten unterschätzen lassen. Die Er­
nüchterung über die Schwierigkeit, die Ideen des Vormärz in eine Verfas­
sung und dann vor allem in reale Macht umzusetzen, führten zu einem fun­
damentalen politischen Umdenken in der bürgerlichen Linken. Der 
Anspruch, nun stärker die Realitäten zu berücksichtigen, war allgemein - 
und keineswegs ein Privileg der gemäßigten Liberalen. In Verbindung mit 
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dem, durch die Fundamentalpolitisierung von 1848/49 in breite Bevölke­
rungsschichten vordringenden Nationalismus setzte sich außerdem fast all­
gemein die Überzeugung durch, daß der deutsche Weg zu Freiheit und 
Einheit ein eigenständiger sein müsse, daß die westeuropäischen Entwick­
lungsmodelle für die Deutschen ungeeignet seien.2’ Die Anpassung der libe­
ralen und demokratischen Utopien des Vormärzes an die Realitäten im 
Deutschen Bund nach 1849 führte zu einer Umgruppierung der politischen 
Parteiungen innerhalb des Liberalismus.50 Die neuen Konzeptionen und po­
litischen Ideen waren trotz des andauernden Fortschrittsoptimismus deut­
lich gebrochener, skeptischer, bisweilen auch zynischer als die der he­
roischen und idealistischen Phase vor 1848.

Die Geschichte des Liberalismus, die anhand der Paulskirchenlinken er­
zählt werden kann, hat einen melancholischen Grundton, ist sie doch neben 
einigen dauerhaften Erfolgen vornehmlich eine Geschichte des Scheiterns. 
Nach und nach paßte die bürgerliche Linke von 1848/49 ihre ursprüng­
lichen Vorstellungen, die womöglich zu nachhaltigeren Lösungen für die 
deutschen Fragen hätten beitragen können, aber unzeitgemäß waren, den 
gegebenen Möglichkeiten an, oder kehrte nach vergeblichen Versuchen, 
den Gang der deutschen Politik mitzubestimmen, wieder in die Fundamen­
talopposition zurück. Das mehrfache Scheitern ihrer freiheitlichen und 
föderalistischen Vorstellungen machte diejenigen, die am Gesamtpaket der 
Ideen von 1848 festhielten, zu Außenseitern. Doch gerade dadurch gewan­
nen sie häufig den »scharfen Blick, den eine Grenzexistenz verleiht«31, hat­
ten sie eine kritischere und analytischere Sicht auf ihre Zeit und deren Pro­
bleme.

Hinter der Beschäftigung mit den aus der Nationalversammlungsoppo­
sition hervorgegangenen Politikern steht die Annahme, ihre Wiederentdek- 
kung könne das Bewußtsein schärfen für die Mühen, aber auch die Risiken 
der Realpolitik und die Schwierigkeiten, neben den nationalistisch-macht­
politischen auch die bürgerlich-freiheitlichen Ideen von 1848 durchzuset­
zen. Die Beschäftigung mit der Paulskirchenlinken kann darüber hinaus, 
da viele ihrer im 19. Jahrhundert unzeitgemäßen Ziele immer noch aktuell 
erscheinen, eine Reihe innovativer politischer Köpfe aus der Vergessenheit 
zurückholen, um sie in den schmalen liberal-demokratischen Traditions­
bestand der Deutschen zu integrieren.

Die Studie gliedert sich in sechs Teile. Der erste skizziert die kollektive Bio­
graphie der Paulskirchenlinken nach der Niederschlagung der Revolution, 
bevor in den folgenden Teilen die politische Geschichte der deutschen

” Vgl. C. Jansen, Bild der französischen Revolution, 1998.
50 Es kommt eben nicht zum Zerfall der achtundvierziger Bewegung in ihre vormärzlichen 

Bestandteile, wie etwa A. Lees, 1974, S. 185 f., annimmt. Vgl. hingegen T. Offermann, 
I979.S. 29.

11 H.-U. Wehler, Bd. III, 1995,8. 331.
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bürgerlichen Linken aus der Perspektive der Gegenelite von 1848/49 ge­
schrieben wird. Dabei werden im zweiten Teil die Jahre des Übergangs von 
der Revolution zur Reaktion (1849-1851) behandelt; am Ende steht eine 
Typologie der Strömungen, die die Politik der folgenden fünfzehn Jahre 
bestimmten. Der dritte Teil schildert die Neuorientierung der Linken nach 
dem Eingeständnis ihrer Niederlage unter dem Paradigma des Realismus. 
Im vierten Teil stehen die politische Reorganisation und die Wahlerfolge 
der Jahre 1858 bis 1861 im Mittelpunkt, die jedoch schon bald im preußi­
schen Verfassungskonflikt die andauernde Schwäche der Opposition und 
zunehmende innere Gegensätze zeigen. Der fünfte und sechste Teil schil­
dern dann das Scheitern der verschiedenen, von der bürgerlichen Linken 
verfolgten Wege zur nationalen Einigung »Deutschlands«, bis sich schließ­
lich die großpreußisch-militärische Strategie Bismarcks durchsetzte. Erst 
nachdem ihre eigenständigen Vorstellungen über den Weg zu Einheit, Macht 
und Freiheit an den politischen Realitäten zerschellt oder von den maßgeb­
lichen Staatsmännern verhindert worden waren, war ein nennenswerter Teil 
der bürgerlichen Linken bereit, Bismarcks kurzfristig erfolgversprechende 
Vorgehensweise zu unterstützen.

Am Ende der Geschichte der bürgerlichen Linken in der nachrevolutio­
nären Epoche ist das Verschwinden des demokratisch-republikanischen Ra­
dikalismus als eigenständige und einflußreiche politische Strömung zu kon­
statieren, die er bis in die 18 60er Jahre hinein vor allem in den kleinräumigen 
Territorialstrukturen Südwest- und Mitteldeutschlands gewesen ist. Diese 
Marginalisierung einer in den westeuropäischen Staaten weiterhin wichtigen 
Gruppierung, die nicht ohne Folgen für die weitere Entwicklung im Deut­
schen Reich blieb, soll jedoch nicht als Versagen abqualifiziert werden. Viel­
mehr soll im einzelnen gezeigt werden, an welchen politischen Konstella­
tionen die bürgerliche Linke scheiterte und welche politischen Realitäten sie 
zu einer Umorientierung veranlaßten.
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Politisches, regionales und soziales Profil 
der Opposition in der Deutschen Nationalversammlung

i. Die »Paulskirchenlinke«

Eine exakte Definition der Begriffe »Paulskirchenlinke« bzw. »linke Oppo­
sition in der Deutschen Nationalversammlung« und entsprechend eine un­
angreifbare Abgrenzung des dazu zählenden Personenkreises ist nicht 
möglich. Die erste deutsche Nationalversammlung war durch eine breite 
und äußerst heterogene politische Mitte gekennzeichnet, in der es zu immer 
neuen Umgruppierungen und Fraktionswechseln kam. Neben dem forma­
len Kriterium der Gegnerschaft zur provisorischen Reichsregierung war die 
wichtigste Klammer, die die Linke politisch-programmatisch einte, ihr Be­
harren auf der aus dem Prinzip der Volkssouveränität abgeleiteten alleinigen 
Verfassungshoheit der Nationalversammlung. Daraus ergab sich die Ableh­
nung des vom gemäßigten Liberalismus verfochtenen Grundsatzes, Volks­
vertretung und Fürsten müßten die künftige deutsche Verfassung auf dem 
Kompromißwege miteinander vereinbaren. Daß die über ihre Opposition 
gegen die Reichsregierung und das Vereinbarungsprinzip definierte Pauls­
kirchenlinke kein willkürliches Konstrukt darstellt, sondern daß es sich um 
ein politisches Lager mit gemeinsamen Überzeugungen, parlamentarischen 
Initiativen und vor allem auch gemeinsamer Organisation handelte, zeigte 
sich im November 1848. Nach den Siegen der Reaktion in Wien und Berlin 
schloß sich die aus Linksliberalen und Demokraten bestehende Linke im 
Centralmärzverein zusammen, um die Errungenschaften der Revolution 
und die nationale Einigung mit den Mitteln einer demokratischen Massen­
partei durchzusetzen.

Damit gab es, als sich die politische Konfrontation sowohl in der Natio­
nalversammlung als auch zwischen dieser und den erstarkenden alten Mäch­
ten zuspitzte, innerhalb des Liberalismus zwei relativ geschlossene Lagen 
das des erbkaiserlichen, gemäßigten Konstitutionalismus, das sich zur Wei­
denbuschfraktion zusammenschloß, und das der Linken im Centralmärz­
verein, dem die gesamten Fraktionen Donnersberg, Deutscher Hof und 
Westendhall, aber auch 16 Angehörige des Württemberger Hofes, vier frak­
tionslose Abgeordnete und ein Mitglied der Casino-Fraktion beitraten. Die­
selben politischen Lager standen sich auch über die Spaltung der Frankfur­
ter Nationalversammlung hinaus im weiteren Verlauf der Revolution 
gegenüber. Große Teile der Linken setzten ihre politische Arbeit im Rumpf­
parlament in Stuttgart fort; viele von ihnen gingen im Sommer 1849 ins Exil. 
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Viele Kieindeutsch-Gemäßigte hingegen kamen Ende Juni 1849 in Gotha 
zusammen und akzeptierten die Verfassung, die von dem von Preußen do­
minierten Dreikönigsbündnis als Gegenentwurf zur Frankfurter Reichsver­
fassung ausgearbeitet worden war und u. a. das Dreiklassenwahlrecht vor­
sah. Dies wurde von der Linken als Verrat angesehen, weil die meisten 
Teilnehmer an der Gothaer Nachversammlung nicht einmal ein Vierteljahr 
zuvor, nach dem Zustandekommen des Verfassungskompromisses, noch fei­
erlich erklärt hatten, daß sie »für irgend wesentliche Abänderungen [der 
Frankfurter Reichsverfassung] oder irgend erhebliche weitere Zugeständ­
nisse, von welcher Seite diese etwa verlangt werden sollten, nicht stimmen 
würden«.1 Hinfort hießen die kleindeutsch-gemäßigten Liberalen bei der 
Linken und der ihr nahestehenden Presse abfällig »Gothaer« - eine Bezeich­
nung, die den Vorwurf des Opportunismus und des Zurückweichens vor 
den Mächtigen enthielt.2 Jedoch hatten immerhin 23 Mitglieder der links­
liberalen Fraktionen Württemberger Hof und Westendhall an der Gothaer 
Versammlung teilgenommen. Die Linke stellte damit gut ein Siebtel der 150 
Teilnehmer; sechzehn von ihnen sprachen sich in der Abschlußerklärung 
sogar für den von Preußen oktroyierten Verfassungsentwurf aus, nach des­
sen Bestimmungen später das Erfurter Parlament gewählt wurde.3

Diese Überschneidungen zwischen den gemäßigten Liberalen und der 
Linken verweisen auf die Schwierigkeiten, die entstehen, will man sämtliche 
Abgeordneten der Deutschen Nationalversammlung eindeutig einer Rich­
tung zuordnen. Die Probleme sind auch überlieferungsbedingt: so sind etwa 
die Akten des Centralmärzvereins im Mai 1849 aus Sicherheitsgründen ver­
brannt worden. Man ist also auf nicht überprüfbare Zeitungsberichte und 
die zeitgenössischen Aufstellungen des Abgeordneten Johann Gottfried 
Eisenmann4 angewiesen, um zu erfahren, welche Abgeordneten Mitglieder 

1 G. Hildebrandt, Opposition, 1981, S. XXXIX; Erklärung von 81 erbkaiserlichen Ab­
geordneten unter H. v. Gagern vom 27.3.1849, zit. nach Walentin, Bd. II, 1977, 
S. 372.

2 Vgl. B. Eisenstuck, Reichskommissariat, 1851, S. 271; W. Schulz-Bodmer, Deutsch­
lands gegenwärtige politische Lage, 1849, S. 8; H. Wuttke, Gegen Herm K. R., 1849, 
S. 2783; L. Simon, Das allgemeine Stimmrecht, 1851, S. 173; ders., Aus dem Exil, Bd. I, 
S. 124. Rechtfertigung des Verhaltens: G. Riesser, 1868, S. 69 ff. [1861]; K. Biedermann, 
Aufsätze und Reden, 1892, S. 83 [1850] und 132 [1869]. Siehe auch L. Pakisius, Deutsch­
lands politische Parteien, 1878, S. 13E

3 Siehe Kap. IX.2.
4 Johann Gottfried Eisenmann: Die Parteyen der teutschen Reichsversammlung, ihre Pro­

gramme, Statuten und Mitgliederverzeichnisse, Erlangen 1848. Diese Publikation bildet 
die Hauptgrundlage aller Fraktionszuordnungen, auch der hier zugrundeliegenden von 
H. Best/W. Weegs, 1996. Vgl. auch B. Mann, Württembergei; 1975, S. 393 ff. Der dort 
abgedruckte Bericht des württembergischen Bevollmächtigten bei der provisorischen 
Zentralgewalt vom 1.11.1849 stimmt mit H. Best/W. Weege, 1996, überein, bis auf 
E. Zimmermann, der dem Deutschen Hof, sonst - so auch hier - dem Donnersberg 

zugeordnet wird.
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des Märzvereins waren. Ähnliches gilt für die meisten Fraktionen.5 Ein wei­
teres Problem bei der Zuordnung stellt die unterschiedliche Dauer der Par­
lamentszugehörigkeit dar. Manche Abgeordnete traten bald wieder aus, 
andere rückten nach, wieder andere waren häufig von Frankfurt abwesend 
- etwa weil sie zugleich Landtagsabgeordnete waren. So nahmen viele gar 
nicht teil an wichtigen Entscheidungen im Rahmen der Fraktionsbildung 
oder an polarisierenden Abstimmungen, die eine Zuordnung zur Linken 
oder zur politischen Mitte erlauben. Ein drittes Problem lag bis vor kurzem 
in der großen Zahl der Fraktionslosen, die ein Drittel aller Abgeordneten 
ausmachen.6 In der Regel ist nicht entscheidbar, ob die Fraktionsunabhän­
gigkeit bewußt gewählt, Folge lückenhafter Überlieferung oder zu kurzer 
Parlamentszugehörigkeit ist. Dank der Auswertung der namentlichen Ab­
stimmungen mit Hilfe der statistischen Diskriminanzanalyse durch Best 
und Weege ist nunmehr eine Zuordnung der fraktionslosen Abgeordneten 
zu einer der vier Abstimmungsgruppen »Rechte, Rechtes Zentrum, Linkes 
Zentrum, Linke« möglich, die in etwa der hier vorgenommenen Unterschei­
dung in legitimistische Opposition, gemäßigter Liberalismus, Linkslibera­
lismus und demokratischer Radikalismus entspricht.7 Weiterhin liegen fun­
damentale Probleme für die Zuordnung zu einem der politischen Lager im 
Individualismus der meisten Abgeordneten sowie im embryonalen Ent­
wicklungsstand des Parteiensystems. Zugehörigkeit oder Nicht-Zugehörig­
keit zu einer Fraktion bedeutete keineswegs zwingend Übereinstimmung in 
allen wichtigen Fragen. Und schließlich können die jeder Zuordnung zu­
grundeliegenden Kategorien nie trennscharf sein.

Trotz dieser zahlreichen Probleme wurde für die folgenden Überlegun­
gen zum sozialen und regionalen Profil der Nationalversammlungslinken 
aufgrund der Vorarbeiten von Best und Weege sowie eigener Recherchen 
eine Liste von 261 der insgesamt 809 Abgeordneten erstellt, die im folgen­
den als Paulskirchenlinke bezeichnet werden (siehe Tab. 1 j im Anhang). Zu 
ihr werden alle gezählt, die den überlieferten Quellen zufolge Mitglieder der 
Fraktionen Donnersberg, Deutscher Hof8 * und Westendhall sowie des Cen­
tralmärzvereins gewesen sind,’ außerdem alle Fraktionslosen, die aufgrund 
der Diskriminanzanalysen von Best und Weege mit der Linken gestimmt 

5 Überliefert sind aus der Paulskirchenlinken nur »Protokolle des Vereins Westendhall« 
(BA FSg. 5/6), so daß die Zuordnung hier sehr zuverlässig vorgenommen werden kann.

6 Das in Teilen der Literatur übliche Verfahren, Prozentangaben auf der Basis der Gesamt­
zahl aller Fraktionsmitglieder zu berechnen - Fraktionslose also als nicht existent zu 
behandeln, muß zu erheblichen Verzerrungen führen. Exemplarisch für die unbrauch­
baren Prozentangaben in der älteren Literatur: H.-U. Wehler, Bd. II, 1987, S. 727 und 
741. Vollkommen unbrauchbar sind die Aufstellungen bei J. Sheehan, Ausklang, 1994, 

S. 614 f.
7 H. Best/W. Weege, 1996, S. 27.
8 Einschließlich der insgesamt 16 Mitglieder der Abspaltung Nürnberger Hof. Knappe 

Skizzen der Fraktionsprogramme ebd., S. 400 ff.
’ Bei Fraktionswechslem wurde jeweils die letzte Zugehörigkeit gewertet, da der Gegen­

stand der Untersuchung das politische Engagement nach 1849 ist.
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haben. Für die besonders heterogene und durch Austritte ständig schrump­
fende Fraktion Württemberger Hof10 sowie für diejenigen Fraktionslosen, 
die nach Best und Weege »mit dem linken Zentrum« gestimmt haben, wurde 
die Zuordnung zur Linken davon abhängig gemacht, ob mindestens eines 
der folgenden Kriterien erfüllt war: Erwähnung in der Aufzählung der Mit­
glieder der Linken im Bericht des sächsischen Abgeordneten Carl Theodor 
Dietsch an seine Wähler vom 9.6.1848, Unterzeichnung der Erklärung der 
Fraktionen Donnersberg, Deutscher Hof und Westendhall »An das deut­
sche Volk« anläßlich der Erschießung Robert Blums vom 16.11.1848, des 
Offenen Briefes der Linken und des linken Zentrums an das preußische 
Volk vom 18.11.184811 oder Mitgliedschaft im Stuttgarter Rumpfparlament. 
Aufgrund dieser Kriterien, die für eine Identifikation mit den politischen 
Zielen der Nationalversammlungsopposition sprechen, wurden weitere 21 
Abgeordnete der »Paulskirchenlinken« zugerechnet.12

10 Etwa zwei Drittel der ursprünglich rund 100-köpfigen Fraktion Württemberger Hof 
(WH) verließ diese nach und nach. In einigen Darstellungen wird der Württemberger 
Hof zur parlamentarischen Mittelpartei gerechnet. Daß jedoch erhebliche Teile des 
Württemberger Hofs zur Linken im Sinne der oben gegebenen Definition (Souveränität 
der Nationalversammlung und Opposition zur provisorischen Reichsregierung) zählten, 
zeigte die Abstimmung vom 26.6.1848 über Aufgaben und Kompetenzen der Reichs­
regierung, die zugleich zur ersten größeren Abspaltung vom Württemberger Hof führte: 
Der WH-Abgeordnete Schoder hatte in dieser Frage einen Kompromiß der gesamten 
Linken - vom Donnersberg bis zum Württemberger Hof - ausgehandelt, nach dem die 
Regierung »die Beschlüsse der Nationalversammlung zu verkündigen und zu vollzie­
hen« habe. Der entsprechende Antrag der linken Fraktionen scheiterte nach der Sezessi­
on des rechten WH-Flügels, der nun die Fraktion Augsburger Hof bildete, knapp 
(M. Botzenhart, 1977, S. 174 ff.; falsch hingegen F. Eyck, 1968, S. 192). Damit war die 

Opposition der Linken zur Reichsregierung vorprogrammiert. Zur Heterogenität des 
WH vgl. auch H. Best, 1990, S. 3 2 j ff.

11 Diese Dokumente und ihre Unterzeichner in: G. Hildebrandt, Opposition, 1981,8. 26, 
189 f. und 192 f. Zwei weitere, von vielen Abgeordneten der Linken unterzeichnete Auf­
rufe - die Verwahrung gegen die Kritik der Parlamentsmehrheit am Steuerverweige­
rungsbeschluß der preußischen Nationalversammlung (23.11.1848; ebd., S. 191 ff.) und 
eine Aufstellung der »demokratischen Partei« über ihre Mitglieder (30.11.1848; ebd., 
S. 216 f.) bestätigen die vorgenommene Abgrenzung der Linken.

12 Es handelt sich um folgende WH-Abgeordnete: C. Becker, Böcking, Cnyrim, Cropp, 
Dham, Drechsler, G. Groß, Grumbrecht, Johannes, Kierulff, Leue, v. Scherpenzeel- 
Heusch, W. A. Schmidt, Stremayr, Weißenborn, Wuttke und Ziegert, sowie folgende 
Fraktionslose, die nach H. Best/W Weege, 1996, mit dem linken Centrum stimmten: 
Gottschalk, L. Jordan, Kuranda und Metzler.
Außerdem wurde der Johann Friedrich Hohlfeld, dessen Abstimmungsverhalten Best/ 
Weege nicht klassifiziert haben, zur Linken gerechnet, da er sich führend am sächsischen 
Aufstand beteiligte. Ludwig Bamberger, der als Ersatzmann für den am 1.3.1849 zurück­
getretenen Franz Zitz in Mainz gewählt worden war, sein Mandat angenommen (BA 
FSg. 1/292, Schreiben vom 4.6.1849), aber nicht mehr angetreten hat (L. Bamberger, 
Erinnerungen, 1899, S. 177L, 193 und 512), wurde nicht in die folgenden Überlegungen 
zur Parlamentslinken einbezogen (M. Schwarz, 196$, S. 45, zählte ihn noch zu den Ab­
geordneten). Er wird aber wegen seines rein zufälligen Nicht-Eintritts ins Rumpfpar­
lament im weiteren Verlauf dieser Studie berücksichtigt. Auch in der Paulskirchenlinken
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2. Hochburgen der Linken bei den Nationalversammlungswahlen

Wie läßt sich nun die so definierte Linke in der Deutschen Nationalver­
sammlung in biographischer und soziologischer Hinsicht näher charakteri­
sieren? Wo läßt sie sich sozial und regional verorten? Wo lagen ihre Hoch­
burgen, auf welche Wählerschichten und sozialen Bewegungen könnte sie 
sich gestützt haben? Tabelle i stellt die Wahlerfolge der linken Parlaments­
opposition für die einzelnen Staaten des Deutschen Bundes zusammen. Für 
die beiden Großmächte Österreich und Preußen werden auch die Ergebnis­
se in den Kronländern bzw. Provinzen aufgeführt, ebenso für Bayern der 
vom Gesamtergebnis deutlich abweichende Wahlausgang in der linksrhei­
nischen Pfalz. Bei der Aufstellung wird unterschieden zwischen Wahlkrei­
sen und Abgeordneten, da ein Wahlkreis während des Bestehens der Natio­
nalversammlung von bis zu vier Abgeordneten vertreten worden ist. Neben 
der Gesamtzahl der Abgeordneten und der Mandate des jeweiligen Territo­
riums werden die Zahl sowohl der Abgeordneten der Linken als auch der 
von ihnen gehaltenen Mandate genannt sowie ihr prozentualer Anteil an der 
Gesamtzahl der Abgeordneten bzw. Mandate. Wo diese Zahlen während der 
Dauer der Frankfurter Parlamentsverhandlungen schwankten, sind jeweils 
der höchste und der niedrigste Wert in zeitlicher Abfolge angegeben.

Zunächst zeigt die Tabelle die außerordentliche Heterogenität des Wahl­
ergebnisses und die starke Regionalität der politischen Kulturen im Deut­
schen Bund. Die Anteile der Linken an den Mandaten wie an der Gesamt­
zahl der Abgeordneten, die insgesamt bei 32 % lagen, differierten in den 
verschiedenen Territorien sehr stark: In manchen Staaten errang die Linke 
sämdiche Mandate, in anderen keines. Ansonsten bestätigt die Unter­
suchung mit genaueren und verläßlicheren Zahlen, als sie die bisherige For­
schungsliteratur enthält, daß die Königreiche Sachsen1 und Württemberg, 
die Großherzogtümer Baden und Hessen, die bayrische Pfalz, die hessi­
schen und sächsischen Kleinstaaten außer Coburg-Gotha sowie die öster­
reichischen Länder Schlesien und Böhmen 1848 die Hochburgen der Linken 
gewesen sind. Auch wenn man die Einzelergebnisse nicht mit generalisie­
renden Thesen vollständig erklären kann, lassen sich doch einige gemein­
same regionale Besonderheiten dieser Hochburgen benennen. Es handelte 
sich um die bis 1815 zu Frankreich gehörenden Territorien sowie um Staaten 
mit einer freiheitlichen politischen und Verfassungstradition, also die Län­
der des Konstitutionalismus, in denen bürgerliche und politische Rechte 
bereits im Vormärz in relativ hohem Maße garantiert waren, wie Baden,

wurde er zu den Ex-Parlamentariern gezählt. Vgl. das Einladungsschreiben von Christ­
mann, Heldmann, Kolb, Reinhard, Roßmäßler und G. Tafel an die früheren Abgeord­
neten zur Bildung eines neuen »Vorparlaments« vom Juli 1862, das auch an Bamberger 
gerichtet war (L. Bamberger, Erinnerungen, 1899, S. 511 f.).
Vgl. auch T. Tonndorf, 1994, S. 776t.
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Württemberg, Sachsen, Hessen-Darmstadt, Frankfurt, Waldeck, die sächsi­
schen Kleinstaaten (außer Coburg-Gotha, das erst 1852 eine Verfassung er­
hielt). Dieser Befund wird vom Wahlergebnis in der preußischen Rheinpro­
vinz bestätigt, wo von vierzehn Abgeordneten der Linken zwölf aus den 
linksrheinischen Gebieten kamen.

Tabelle 1: Erfolge der Linken bei der Wahl zur Deutschen Nationalversammlung 

nach Staaten und Regionen

Staaten Wahlkreise Abgeordnete

ins­

gesamt

von der Linken 
gehalten (%)

ins­

gesamt

Linke 
(%)

Österreich 132 38-44 (29-33) 186 54 (29)
davon: Niederösterreich 22 6-7 (27/32) 33 11 (33)

Oberösterreich 19 2 (11) 24 2 (8)
Steiermark 15 4-5 (27/33) 26 5 (19)
Tirol/Vorarlberg 17 4 (24) 24 6 (25)
Kämten/Krain 9 3 (33) 14 3 (21)
Böhmen 22 10-11 (45/50) 27 14 (52)
Mähren 18 5-7 (28-39) 24 7 (29)
Schlesien 7 4-5 (57/71) 9 6 (67)
Küstenland 3 - 5 -

Preußen 200 39-48 (20-24) 280 55 (20)
davon: Ostpreußen 30 1-2 (3/7) 46 2 (4)

Brandenburg 27 6-8 (22-30) 35 8 (23)
Pommern 15 1 (7) 19 1 (5)
Schlesien 38 13-15 (34-39) 55 19 (35)
Posen 12 1-2 (8/17) 18 2 (11)
Sachsen 23 5-6 (22/26) 27 6 (22)
Westfalen 20 2-3 (10/15) 29 3 (10)
Rheinprovinz 35 10-11 (29/31) 51 14 (27)

Bayern 71 22 (31) 91 24 (26)
davon: Pfalz 10 10 (100) 13 13 (100)

rechtsrh.Bayern 61 9-11 (15-18) 78 11 (14)

Hannover/Oldenburg 31 10-11 (32-35) 41 11 (27)
Königr. Hannover 26 8-9 (31/35) 36 9 (25)
Oldenburg 5 2 (40) 5 2 (40)

Württemberg 30 18-20 (60-67) 42 26 (62)
Königreich Württemberg 28 17-19 (61-68) 38 22 (58)
Hohenzollem 2 2 (100) 4 4 (100)

Sachsen/Thüringen 38 28 (74) 59 44 (75)
Königreich Sachsen 24 21-20 (88/83) 36 30 (83)
Sachsen-Weimar 4 3 (75) 5 4 (80)
Sachsen-Meiningen 2 1-2 (50/100) 4 3 (75)
Sachsen-Altenburg 2 0-1 (0/50) 4 1 (25)
Sachsen-Coburg-Gotha 2 — 2 -
Fürstentümer Reuß 2 1-2 (50/100) 5 4 (80)
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Staaten Wahlkreise Abgeordnete

ins- von der Linken ins- Linke 
gesamt gehalten (%) gesamt (%)

Fürstentümer Schwarzburg 2 2-1 (100/50) 3 2 (67)

Baden 19 14 (74) 21 16 (76)

Hessen 32 20 (63) 36 22 (61)
Großherzogtum 12 9 (75) 14 10 (71)
Kurhessen 11 6-5 (45/55) 13 6 (46)
Nassau 6 3 (50) 6 3 (50)
Homburg, Frankfurt, Waldeck 3 3 (100) 3 3 (100)

Mecklenburg-Schwerin 7 3-4 (43/57) 9 4 (44)
Holstein/Lauenburg 7 3 (43) 8 3 (38)
Limburg 2 1 (50) 2 1 (50)
Liechtenstein 1 1-0 (100/0) 2 1 (50)

Staaten ohne Abgeordnete, die sich der Linken zuordneten:

Schleswig 5 — 6 -
Braunschweig 4 — 5 -
Hansestädte 3 — 7 -
Anhaltinische Staaten 3 - 5 -
Luxemburg 1 - 4 -
Lippe 1 — 1 —
Schaumburg-Lippe 1 - 1 -

N 589 199-215 (34-37) 809 261 (32)

Außerdem handelte es sich bei den Hochburgen der parlamentarischen Lin­
ken um bereits relativ stark industrialisierte Territorien sowie um Gebiete, 
in denen der Katholizismus und vor allem die Stellung des Klerus und der 
Kirche schwach, religiöser Dissens hingegen verbreitet war. Diese Faktoren 
zeichneten auch die beiden österreichischen Länder Böhmen und Schlesien 
aus, die neben den beiden Hauptstadtregionen Berlin und Wien die einzigen 
Hochburgen der Linken auf dem Gebiet der beiden deutschen Großmächte 
waren. Die Linke in der Deutschen Nationalversammlung vertrat also ganz 
überwiegend Wahlkreise, die im »Dritten Deutschland«2 lagen. In Böhmen 
und dem österreichischen Schlesien kam es 1848 zu einer starken Nationa­
litätenpolarisierung. Auf deutscher Seite wurde diese von der bürgerlichen 
Linken getragen. Bei den nichtdeutschen Bevölkerungsgruppen führte sie 
überwiegend zum Boykott der Wahlen bzw. des Parlaments. Auch in den 
linksrheinischen Gebieten dürfte die nationalpolitische Konfrontation der 
1840er Jahre wegen des deutsch-französischen Streits um die Rheingrenze 
die Wahl nationaldemokratischer Volksvertreter gefördert haben, die sich 
der Linken anschlossen. Hingegen wurden in den beiden anderen, von Na­
tionalitätenkonflikten gezeichneten Regionen - Schleswig und Posen - kei­

2 So werden die Klein- und Mittelstaaten zusammenfassend bezeichnet.
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ne bzw. nur sehr wenige Kandidaten der Linken gewählt. Die Wahlergeb­
nisse lassen sich also nicht monokausal erklären. Mehrere der genannten 
Faktoren mußten zusammenkommen, damit in einer Region überdurch­
schnittlich viele Politiker gewählt wurden, die sich der Linken zurechneten.

Als von der revolutionären Dynamik wenig erfaßt erweisen sich hingegen 
das rechtsrheinische Bayern, die Kernlande der Großmächte Österreich und 
Preußen, die norddeutschen Kleinstaaten und große Teile des Königreichs 
Hannover. Vier der neun von Abgeordneten der Linken gehaltenen Wahl­
kreise lagen auch hier in den zu Beginn des Jahrhunderts ebenso wie Olden­
burg zu Frankreich gehörenden Gebieten. Zusammenfassend läßt sich also, 
ohne die Situation in jedem einzelnen Wahlkreis beurteilen zu können, sa­
gen, daß in der Regel das Zusammentreffen von zwei oder mehr der vier 
genannten Faktoren (freiheitliche Traditionen, relative Industrialisierung, 
Schwäche der katholischen Kirche und nationalistisch aufgeladene Stim­
mung) zur Wahl eines Abgeordneten führte, der sich der Paulskirchenlinken 
anschloß.

Tabelle 2: Religiöses Bekenntnis der Abgeordneten der Deutschen Nationalver­
sammlung im Vergleich zur Bevölkerung im Deutschen Bund3

Bekenntnis Linke Mitte und Rechte Paulskirche Deutscher Bund 

%insg. % insg. % insg. %

katholisch 97 38,0 240 45,5 337 43,1 52,2
protestantisch 145 57,3 282 53,4 427 54,6 46,8
deutschkatholisch/ 7(6/1) 2,7 4 0,8 11 1,4 0,0

freireligiös 
mosaisch 5 2,0 2 0,4 7 0,9 1,0
N 254 100,0 528 100,0 782 100,0 100,0
keine Angaben/ 7(6/1) 20 27
religionslos

Die These, daß ein Faktor, der die Wahl eines Linken in die deutsche Natio­
nalversammlung bedingte, die relative Schwäche der katholischen Kirche 
gewesen ist, wird durch das religiöse Bekenntnis der Abgeordneten bestä­
tigt. Der Katholikenanteil lag in der Linken noch einmal fünf Prozentpunk­
te unter dem in der Nationalversammlung insgesamt (43,1 %), der bereits 
fast zehn Punkte unter dem Katholikenanteil im Deutschen Bund lag. Dop­
pelt so viele wie in der gesamten Versammlung und dreimal so viele wie in 
den Fraktionen der Mitte und der Rechten gehörten in der Linken keiner 
der beiden großen christlichen Konfessionen an. Die politischen Eliten und 
insbesondere ihr oppositioneller Flügel waren in Deutschland insgesamt 
eher protestantisch als katholisch, und der Anteil religiöser Dissidenten 
war in diesen Gruppen immer deutlich größer als in der Gesamtbevölke­
rung. Dies galt in besonderem Maße für die Paulskirchenlinke, deren Hoch-

3 Die Zahlen für die Gesamtheit der Paulskirchenabgeordneten und für den Deutschen 
Bund nach H. Best, 1990, S. 156h 
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bürgen ohnehin mit denen des Dissenses übereinstimmten und vielfach in 
Regionen lagen, in denen die katholische Kirche nur schwach verankert war.

Tabelle 3: Die Fraktionen der Linken nach Herkunftsstaaten und -regionen

Suat Do DH4 Wh WH5 bkF* v.d. Abg.d.
Staates

N % N % N % N % N % N %
Österreich 10 19 12 22 10 19 8 15 14 26 54 29
dav. Schlesien 1 17 4 67 - - 1 17 6 67

Böhmen 2 14 1 7 2 14 4 29 5 38 14 52
Niederösterreich 3 27 2 18 4 36 1 9 1 9 11 33

Preußen 14 25 14 25 14 25 9 16 4 7 55 20
dav. Schlesien 6 32 7 37 3 16 - 3 16 19 35

Rheinprovinz 3 21 3 21 3 21 4 29 1 7 14 27

Bayern 6 25 6 25 7 29 3 13 2 8 24 26
dav. Pfalz 5 38 6 46 1 8 - 1 8 13 100

übriges Bayern 1 9 - 6 55 3 27 1 9 11 14
Hann.u.Oldenb. - 2 18 5 45 4 36 11 27

Württemb/Hohenzoll. 3 12 9 35 8 31 6 23 26 62

Sachsen/Thüringen 11 25 21 48 2 5 5 11 5 11 44 75
dav. Königr. Sachsen 8 27 16 53 13 13 4 13 30 83

Baden 11 69 3 19 - 2 13 16 76

Hessen 6 27 4 18 9 41 2 9 1 5 22 61
dav. Großherzogtum 5 50 3 30 2 20 10 71

Sonstige - 3 33 3 33 3 33 9

Summe 61 23 74 28 58 22 34 13 34 13 261
von allen Abg. 7,5 9,1 7,2 4,2 4,0 32,1
N = 809

Tabelle 3 schlüsselt die Oppositionsfraktionen regional auf. Wiederum ist 
die Verteilung sehr unterschiedlich. Die Hochburg der linksradikalen Frak­
tion Donnersberg, die sich Ende Mai 1848 vom demokratischen Deutschen 
Hof abgespalten hatte, war Baden, wo ihr 69% aller Abgeordneten an­
gehörten. Entsprechend zählte kein badischer Parlamentarier zu den Links­
liberalen (Westendhall und Württemberger Hof), denen jedoch 35% der 
gesamten linken Opposition zuzurechnen sind. Überdurchschnittlich hoch 
war der Anteil der Linksradikalen auch unter den Abgeordneten aus dem 
Großherzogtum Hessen (50%), aus der Pfalz (38 %) und der preußischen 

4 Einschließlich Nürnberger Hof (16 Abgeordnete).
5 Nur die zur Linken gerechneten Abgeordneten.
‘ Nur die zur Linken gerechneten Abgeordneten. Einschließlich des Abgeordneten Eisen­

mann, der (nach H. Best/W. Weege, 1996, S. 72) als Mitglied der Casino-Fraktion dem 
Centralmärzverein beitrat und gleich in den Vorstand gewählt wurde. Botzenhart, 
1977, S. 401, zufolge war er fraktionslos. Es ist eine Ironie der Geschichte, daß aus­
gerechnet die Fraktionszugehörigkeit desjenigen Abgeordneten unklar ist, dessen Buch 
die modernen Autoren primär ihre Informationen über Fraktionszugehörigkeiten in der 
Paulskirche verdanken!
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Provinz Schlesien (32%), während von den hannoverschen und oldenbur­
gischen Parlamentariern sich keiner dem Donnersberg anschloß. Auch die 
Abgeordneten aus früh industrialisierten Regionen wie Württemberg, der 
Rheinprovinz, Brandenburg und manchen Kleinstaaten entschieden sich 
nur sehr selten für die Fraktion Donnersberg. Die extreme Linke in der 
Deutschen Nationalversammlung hatte ihre Basis also keineswegs im ent­
stehenden Industrieproletariat, sondern vornehmlich in radikalen klein­
bürgerlichen Schichten im ländlichen Raum, vor allem in den Randgebieten 
des Deutschen Bundes. Die Mitglieder der Linken aus den weniger peripher 
gelegenen und stärker industrialisierten Regionen wie Württemberg, dem 
Königreich Sachsen und Mähren schlossen sich vorwiegend der demokrati­
schen Hauptströmung, dem Deutschen Hof, an. Dasselbe galt für die Pfäl­
zer und die Demokraten aus dem österreichischen Herzogtum Schlesien. 
Nimmt man die beiden demokratischen Fraktionen (Donnersberg und 
Deutscher Hof) zusammen, so erreichten sie die höchsten Anteile innerhalb 
der parlamentarischen Linken in folgenden Regionen: Großherzogtum Ba­
den (88 %), Pfalz (84 %), Herzogtum Schlesien (84 %), Königreich Sachsen 
(80%), Großherzogtum Hessen (70%) und Provinz Schlesien (69%). Am 
gemäßigtesten war die Linke aus Hannover, Oldenburg, dem rechtsrhei­
nischen Bayern, der Rheinprovinz, Brandenburg und Kurhessen. Generell 
läßt sich sagen, daß die Linke in ihren Hochburgen auch besonders radikal 
war. War ihr Anteil in einer Region hingegen eher gering, so schlossen sich 
die Abgeordneten eher linksliberalen Fraktionen an.

Die bürgerlich-respektable, linksliberale Fraktion Westendhall, die man 
die »Linke im Frack« genannt hat, war vor allem für hannoversche, olden­
burgische, brandenburgische und bayrische Abgeordnete attraktiv, also für 
Männer aus Regionen, in denen die Linke nicht dominierte und 
Respektabilität wichtig war, um schwankende Wähler nicht an den gemä­
ßigten Liberalismus zu verlieren. Zwischen 5 5 % und 46 % der Mitgliedern 
der Paulskirchenlinken aus diesen Regionen schlossen sich der Fraktion 
Westendhall an, die insgesamt nur 22 % der Oppositionsabgeordneten an 
sich binden konnte. Die Linksliberalen in der Fraktion Württemberger 
Hof kamen überdurchschnittlich häufig aus den Kleinstaaten und dem 
Königreich Hannover, hingegen fast nie aus den Hochburgen der Linken 
und der Revolution. Die gemäßigte Linke stützte sich vorwiegend auf eher 
ländliche Gebiete mit 1848 geringer politischer Konfrontation. Die frak­
tionsungebundene Linke stammte vorwiegend aus Österreich (besonders 
aus Böhmen) und aus Württemberg - ein Indiz für die Unangepaßtheit der 
oppositionellen Abgeordneten aus jenen Regionen und ihre geringe Integra­
tion in die liberale Einigungsbewegung, die sich in den jeweiligen politi­
schen Konflikten und im regionalen Parteienspektrum bis zum Ende des 
Jahrhunderts spiegelten.
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3. Generations- und Schichtzugehörigkeit 
der oppositionellen Abgeordneten

Auch wenn revolutionäre Umbrüche in der Regel mit einem Generations­
wechsel verbunden sind, dürfte es in Europa kaum je ein jüngeres National­
parlament als die Paulskirche gegeben haben. Die Abgeordneten der Linken 
waren mit 40 Jahren beim Eintritt in die Nationalversammlung im Durch­
schnitt noch einmal fünf Jahre jünger als ihre Kollegen in den anderen poli­
tischen Lagern . Besonders deutlich machen dies die in Tabelle 4 angegebe­
nen Anteile linker Abgeordneter an den Alterskohorten: Schlossen sich 
zwei Drittel der unter 30-jährigen der Linken an, so entschieden sich fast 
80% derjenigen, die 45 Jahre und älter waren, für die gemäßigt liberalen 
Fraktionen oder die rechte Opposition. Die größte Kohorte innerhalb der 
Linken war 35-39 Jahre alt. Mehr als die Hälfte der Paulskirchenlinken hat­
te das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet. Je jünger die Abgeordneten wa­
ren, desto stärker tendierten sie also nach links. Die Entscheidung eines 
Wahlkreises für einen linken Abgeordneten war in der Regel zugleich ein 
Votum gegen die etablierten politisch-parlamentarischen Eliten der Einzel­
staaten. Die Linke verkörperte den jugendlichen Schwung und Über­
schwang der Märztage. Wie sehr ein Gefühl der Jugendlichkeit die Selbst­
wahrnehmung der Paulskirchenlinken bestimmte, verdeutlicht etwa die 
Tatsache, daß ein 5 5-jähriger von seinen Fraktionsgenossen den Spitznamen 
»Papa Freudentheil« erhielt.1 Diese Anekdote um den linksliberalen Abge­
ordneten Gottlieb Wilhelm Freudentheil aus Stade deutet darauf hin, daß 
auch der Umkehrschluß gilt: in den von der Revolution kaum erfaßten Re­
gionen wurden vornehmlich die alten Kämpen der vormärzlichen Opposi­
tion gewählt.

1 Freudentheil an Venedey, Dezember 1864 (BA 90 Ve 1/18). Vgl. H. Best, 1990, S. zioff. 
Die Abgeordneten der französischen Nationalversammlung des Jahres 1848 waren im 
Schnitt fünf Jahre älter als ihre deutschen Kollegen. Vgl. zur Jugendlichkeit revolutionä­
rer Eliten Robert D. Putnam: The Comparative Study of Political Elites, Englewood 
Cliffs, N.J. 1976, S. 195 ff.
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Tabelle 4: Alter der Abgeordneten2 * (Stichtag 1.5.1848)

Alter/Jahrgänge Linke Mitte und 
Rechte

Paulskirche 
insgesamt

Linke in 
Kohorte

N % N % N % Zeilen-%

bis 30 (1818-1825) 32 12,5 17 3,2 49 6,2 65
30-34 (1813-1818) 42 16,3 49 9,2 91 11,5 46
35-39 (1808-1813) 64 24,9 105 19,7 169 21,4 38
40-44(1803-1808) 51 19,8 120 22,5 171 21,6 30
45-49(1798-1803) 35 13,6 122 12,9 157 19,9 22
50-54 (1793-1798) 16 6,2 52 9,8 68 8,6 24
55-59 (1788-1793) 9 3,5 38 7,1 47 5,9 19
ab 60(1775-1788) 8 3,1 30 5,6 38 4,8 21
Summe 257 100,0 533 100,0 790 100,0 32

Durchschnittsalter 
keine Angaben

40 Jahre 

4
45 Jahre

15
43 Jahre

19

Drei Fünftel der Paulskirchenlinken gehörten den Geburtsjahrgängen 1803 
bis 1818 an, waren zum Zeitpunkt ihrer Wahl und ihres Eintritts in die Na­
tionalversammlung zwischen 30 und 45 Jahre alt, also nach 1830 politisch 
sozialisiert worden. Eine große Gruppe, vor allem unter den Köpfen der 
späteren Parlamentsopposition kannte sich bereits aus dem Vormärz, ins­
besondere von den jährlichen Treffen auf Gut Hallgarten. Diese Versamm­
lungen, zu denen der Besitzer des Weingutes, der ebenfalls später zur Pauls­
kirchenlinken gehörende badische Demokrat Johann Adam v. Itzstein in 
den Jahren 1839 bis 1846 einlud, sollten der systematischen Rekrutierung 
liberaler und demokratischer Nachwuchspolitiker dienen. Neben den 
Führern der badischen Parlamentsopposition (Welcker, Mathy, Brentano 
und Itzstein selbst) wurden jüngere radikale Kammerabgeordnete, vor­
nehmlich aus Südwestdeutschland und Sachsen, zu den konspirativen, von 
der Polizei mißtrauisch beobachteten Treffen eingeladen, um ihre Opposi­
tionsarbeit vor allem im Hinblick auf die erstrebte nationale Einigung zu 
diskutieren und zu koordinieren. Gerade für die Konstitutierung der ersten, 
informellen vorparlamentarischen Gremien der Revolutionszeit hatte der 
Hallgarten-Kreis eine kaum zu überschätzende Bedeutung: Fast alle Mit­
glieder gehörten dem Vorparlament an, wodurch ihre Chancen, in die Na­
tionalversammlung gewählt zu werden, überdurchschnittlich hoch waren. 
Von der späteren Paulskirchenlinken nahmen an Treffen des Hallgarten- 
Kreises mindestens teil: die Sachsen Robert Blum, Julius Dieskau, Wilhelm 
Michael Schaffrath, Otto v. Watzdorf und Oscar v. Wydenbrugk, die Bade­
ner Itzstein, Lorenz Brentano und Joseph Peter, der Pfälzer Georg Friedrich 
Kolb, der Frankfurter Friedrich Jucho, der Marburger Nationalökonom 
Bruno Hildebrand, der Ostpreuße Johann Jacoby und die Schlesier Oskar 
Graf Reichenbach und Heinrich Simon. In enger personeller Verbindung 

2 Werte für die Gesamtheit der Paulskirchenabgeordneten nach H. Best, 1990, S. 214 und

218.
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mit dem Hallgarten-Kreis stand der seit Ende der dreißiger Jahre in Leipzig 
zusammenkommende Kreis radikaler Abgeordneter um Robert Blum, dem 
von der späteren Nationalversammlungslinken Franz August Mammen, 
Dieskau, Schaffrath und Hermann Joseph sowie vermutlich Otto Leonhard 
Heubner und Adolph Hensel angehörten. Die meisten sächsischen Demo­
kraten kannten sich außerdem aus der Turnerbewegung. In Wien trafen sich 
im Cafe Geisinger seit den frühen 1840cm neben diversen Literaten regel­
mäßig die späteren Paulskirchendemokraten Johann Nepomuk Berger, Mo­
ritz Hartmann und Joseph Rank.3 Die Kristallisationskerne der Achtund­
vierziger im Vormärz sind noch weitgehend unerforscht: Neben der 
politischen Sozialisation in manchen Studentenverbindungen und in den 
Seminaren einzelner politischer Professoren liegen in den informellen Ab­
geordnetentreffen die Wurzeln für das politische Selbstbewußtsein und Zu­
sammengehörigkeitsgefühl, für die Freundschaftsnetze und persönlichen 
Vertrauensverhältnisse, die für oppositionelle Politik vor allem unter repres­
siven Bedingungen wie im Vormärz und seit 1849 eine notwendige Voraus­
setzung darstellt.

Tabelle j: Bildungsabschlüsse der Abgeordneten4 5

Bildungsabschluß Linke Mitte und Rechte Abgeordnete insgesamt
N % N % N %

kein Studium 29 11,2 75 13,7 104 12,9
Juristen 141 54,4 380 69,3 521 64,5

nur Studium 98 37,8
Promotion 43 16,6

sonstige Akademiker 89 34,4 93 17,0 182 22,6
nur Studium 40 15,4
Promotion 49 18,9

N 259 100,0 548 100,0 807 100,0
keine Angaben 2 - - - 2 -

5 Wichtige, nicht zur Paulskirchenlinken zählende Mitglieder des Hallgarten-Kreises wa­
ren Friedrich Hecker, der württembergische Märzminister Friedrich Römer, der spätere 
Herausgeber der »Demokratischen Studien« Ludwig Walesrode (Königsberg) sowie die 
späteren Casino-Abgeordneten Friedrich Bassermann, Carl Mathy, Carl Theodor 
Welcker (alle Baden), Heinrich v. Gagem (Hessen-Darmstadt), August Hergenhahn 
(Nassau) und Carl Wippermann (Kurhessen). Vgl. S. Schmidt, Hallgarten-Kreis, 1964; 
LPG III, S. 81 ff.; E. Silberner, Jacoby, 1976, S. 154,168 und 171; G. F. Kolb, Lebens­
erinnerungen, 1976, S. 216; H. Blum, Robert Blum, 1878, S. 95, ioj und 136; D. Lange­
wiesche, Liberalismus im 19. Jahrhundert, 1988, S. 326 ff.; F. Bauer, 1991, S. 134f.; Or­
ganisationenregister in: H. Best/W. Weegs, 1996 (unvollständig); G. Kinkel, 1875; F. v. 
Löher, 1876, S. 3121 f.; Demokratische Wege, 1997, S. 103 (Brentano). Zu den oppo­
sitionellen Organisationen, informellen Honoratiorenzirkeln und Freundeskreisen in 
Leipzig A. Neemann, 1999, S. loff; zur sächischen Turnerbewegung K. Meinel, 1928, 
S. 124 ff.

4 Zahlen für die Gesamtheit der Paulskirchenabgeordneten nach H. Best, 1990, S. 147.
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Innerhalb der Linken waren Akademiker und besonders Juristen im Ver­
gleich zum Bevölkerungsdurchschnitt ebenso exorbitant überrepräsentiert 
wie in der Nationalversammlung insgesamt: Fast 90 % der Abgeordneten 
hatten die Universität besucht, während zur gleichen Zeit im Deutschen 
Bund etwa 0,4 % jedes Geburtsjahrgangs studierten.5 Jedoch verteilten sich 
die Akademiker in der Linken etwas gleichmäßiger über die Fakultäten als 
in den übrigen Fraktionen. Hatten insgesamt fast zwei Drittel der Abgeord­
neten Jura studiert und in den Fraktionen der Mitte und der Rechten 70 %, 
so war dies auf der Linken »nur« bei gut der Hälfte der Fall. Ein gutes 
Drittel der Oppositionellen war promoviert, und immerhin siebzehn dieser 
Abgeordneten mit ihrem niedrigen Durchschnittsalter waren Hochschul­
lehrer, weitere sechs waren außer Dienst gestellte, meist aus politischen 
Gründen suspendierte Universitätsprofessoren. Damit war die Bildungselite 
in der Opposition noch stärker überrepräsentiert als in der Nationalver­
sammlung insgesamt.5 6

Die beiden Faktoren, die sich aus den Tabellen 4 und 5 als Charakteristi­
kum der Paulskirchenlinken ergeben: relative Jugend und ein sehr hoher 
Bildungsgrad hatten auch Auswirkungen auf ihre Berufstätigkeit. In Anleh­
nung an das von Heinrich Best in seiner Studie über die deutsche und die 
französische Nationalversammlung entwickelte Modell wurden zur Analy­
se der sozialen Stellung der Paulskirchenabgeordneten und ihrer Väter neun 
Berufsfelder definiert.7 Damit soll anhand der relativ leicht zu bearbeiten­
den Berufsangaben, die für alle Abgeordneten und in den meisten Fällen 
auch für deren Väter vorliegen, die Gegenelite der Nationalversammlungs­
opposition zusätzlich zur regionalen Herkunft, Religions- und Generati­
onszugehörigkeit gesellschaftlich verortet werden. Ein grundsätzliches me­
thodisches Problem ist dabei, daß eine solche Analyse auf eigenen, mit 
vertretbarem Aufwand nicht überprüfbaren Angaben der Abgeordneten ba­
siert. Dieses Problem läßt sich allein mit der optimistischen Annahme aus 
dem Weg räumen, daß sich die Verzerrungen, die aus dieser Selbsteinord­
nung in die gesellschaftliche Schichtung resultieren, bei einer hinreichend 
großen und heterogenen Gruppe gegenseitig nivellieren mögen, so daß 
selbst bei im Einzelfall irreführenden Angaben generelle Aussagen möglich 

5 H. v. Laer, 1977, S. 329.
6 Nach unterschiedlichen Zählungen gehörten 49 bzw. 52 Hochschullehrer dem Parlament 

an (Botzenhakt, 1977, S. 161); somit schlossen sich rund 45 % von ihnen der Linken an, 
zu der insgesamt nur ein knappes Drittel der Abgeordneten gehörte. Die Rede vom »Pro­
fessorenparlament« ist in der neueren Forschungsliteratur ersetzt worden durch die Be­
zeichnung als »Juristenparlament« (z.B. H.-U. Wehler, Bd. II, 1987, S. 740). Bedenkt 
man allerdings die geringe Zahl der Hochschullehrer insgesamt in Deutschland, so saßen 
nach Berechnungen von Matthias Hoffmann (Die Frankfurter Nationalversammlung als 
»Professorenparlament«. Staatsexamensarbeit Bochum 1994, S. 28 f.) knapp 6 % aller or­
dentlichen Professoren im Deutschen Bund in der Paulskirche. Keine andere Berufsgrup­
pe war dort in einem vergleichbaren Ausmaß vertreten, und nie wieder saß in einer reprä­
sentativen Versammlung ein so großer Teil der deutschen Professorenschaft.

7 H. Best, 1990, S. 49ff.
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wären. Weitere massive Probleme liegen in der Kategorisierung und in der 
Zuordnung der von den Abgeordneten angegebenen Berufe zu den einzel­
nen Feldern. Das erste Problem kann dadurch minimiert werden, daß die 
eigenen Zuordnungen anhand vergleichbarer Überlegungen anderer Wis­
senschaftler für dieselbe Zeit kontrolliert werden.8 * Das zweite Problem 
kann durch die Offenlegung der vorgenommenen Zuordnungen (vgl. 
S. 627 f.) mindestens diskussionsfähig und kritisierbar gemacht werden. Bei 
der Komplexität der vorgefundenen Berufsangaben (einige Abgeordnete ga­
ben zwei oder mehr Berufe an, die in verschiedene Kategorien fallen) sind 
zahlreiche Einzelentscheidungen notwendig, die - soweit möglich - auf­
grund von Hintergrundinformationen getroffen wurden. Die Tendenz der 
Ergebnisse wiederum ist abhängig von den gewählten Kategorien und den 
getroffenen Zuordnungen.

Das von Best übernommene Konzept der Berufsfelder ist dem Unter­
suchungsgegenstand insofern angepaßt, als es extrem asymmetrisch ist: 
sämtliche unter- und kleinbürgerliche Schichten werden in einer Kategorie 
zusammengefaßt, da die Nationalversammlungsabgeordneten zu fast 99 % 
aus den privilegierten Schichten des Bürgertums und des Adels’ kamen. Der 
für den Untersuchungsgegenstand zentrale Bereich des Staatsdienstes wird 
in drei funktional unterschiedliche Felder unterteilt: Lehrberufe (bei Best: 
»Bildung«), Justiz und Verwaltung10 und Offiziere. Der Klerus beider Kon­
fessionen bildet ein eigenes Berufsfeld, das in Deutschland sehr staatsnah 
konfiguriert und in dem eine ähnliche Mentalität wie bei Staatsdienem zu 
erwarten ist.

Ein weiterer Großbereich, aus dem sich zahlreiche Angehörige der deut­
schen politischen Elite rekrutierten, ist der der akademisch gebildeten Frei­
berufler. Hier werden mit den Feldern Freie Berufe und Marginalisierte In­
telligenz diejenigen, die innerhalb der bürgerlichen Gesellschaft etabliert 
waren, von denjenigen unterschieden, die einen solchen Status (noch) nicht 
erreicht hatten und innerhalb der Parlamentsopposition, zumal angesichts 

8 Der seinerzeit von Best im Rahmen eines DFG-Projektes erstellte Datensatz zu den Ab­
geordneten der Frankfurter Nationalversammlung wurde von ihm dem Zentrum für Hi­
storische Sozialforschung an der Universität Köln zur Archivierung übergeben. Ich danke 
Prof. Best und dem Datenarchiv für die Überlassung einer Datei, aus der die Zuordnung 

der Berufsangaben der Paulskirchenabgeordneten zu Bests zehn Berufsfeldern hervor­
geht. Außerdem wurde eine im Rahmen der Bielefelder Bürgertumsforschung entstande­
ne Berufklassifikation benutzt (P. Lundgreen u.a., Bildungschancen und soziale Mobili­
tät in der städtischen Gesellschaft des 19. Jahrhunderts. Göttingen 1988, S. 319—365).

’ Der Adel war in der Paulskirchenlinken nur schwach vertreten; er läßt sich mit den vor­
handenen Daten kaum gegen das Bürgertum abgrenzen.

10 H. Best, 1990, trennt Justiz und Verwaltung. Dies erscheint wenig sinnvoll, da beide 
Bereiche in den meisten deutschen Staaten des Vormärzes nicht klar voneinander ge­

schieden waren. In vielen Fällen, in denen Abgeordnete mehrere Berufsangaben mach­
ten, fallen diese in beide Bereiche. Durch die Zusammenfassung von Justiz und Verwal­
tung konnten außerdem eine Reihe von offensichtlichen Zuordnungsfehlem, die Best bei 
der Codierung seines Materials unterlaufen sind, neutralisiert werden.
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deren geringen Durchschnittsalters eine hervorragende Rolle spielten." An 
diesem Punkt wurde Bests Klassifikation der Berufsfelder abgewandelt. Die 
hier als Marginalisierte Intelligenz bezeichneten Akademiker, die sich in 
ungesicherten Beschäftigungsverhältnissen (z.B. unbezahlter Vorberei­
tungsdienst auf Beamtenstellen ohne die Garantie der Übernahme auf eine 
Planstelle) befanden, bzw. als Beruf »Publizist«, »Schriftsteller«, »Redak­
teur«, »Privatgelehrter« u. ä. angaben und von denen nicht wenige aus poli­
tischen Gründen suspendierte Beamte waren, faßt Best mit den Ärzten und 
anderen Freiberuflern unter dem Rubrum »Publizistik« zusammen.11 12 * 14 Beide 
Teilgruppen wurden hier wieder getrennt, da sie innerhalb des Bildungsb­
ürgertums sehr unterschiedlich situiert waren: einerseits die in den lokalen 
Bürgergesellschaften etablierten und respektierten Anwälte, Notare, Ärzte 
oder Apotheker; andererseits meist jüngere, in prekären Beschäftigungsver­
hältnissen stehende Akademiker, die sich normalerweise in einem Durch­
gangsstadium zu bürgerlicher Respektabilität befanden, aber auch ältere, 
aus den unterschiedlichsten Gründen zu Außenseitern gewordene Intellek­
tuelle. Beide, hier Marginalisierte Intelligenz genannte Gruppen verband, 
daß bei ihnen ein hoher Bildungsabschluß" in krassem Mißverhältnis zu 
ihrer aktuellen materiellen Lage stand. Diese Gemeinsamkeit unterschied 
sie zugleich von den Freien Berufen.'* Eine weitere Abweichung von Bests 
Klassifikationsschema besteht darin, daß seine Kategorie »Advokatur« auf­
gelöst und die Anwälte und Notare je nach Staatsangehörigkeit den Katego­
rien Justiz und Verwaltung bzw. Freie Berufen zugeordnet wurden. Dies 
spiegelt den sehr unterschiedlichen Status der Anwälte und Notare wider: 
in Preußen, Österreich, Bayern, Sachsen und einigen kleineren Staaten wa­
ren sie Justizbeamte, in den Hannover, Württemberg, Baden, Braunschweig, 
Mecklenburg, den Hansestädten usw. gab es die freie Advokatur.15

11 Ganz falsch W. J. Mommsen, Die ungewollte Revolution, 1998, S. 177: In der Paulskir­
che habe »gerade jene freischwebende Intelligenz« gefehlt, »die man im Auge hat, wenn 

man von Intellektuellen spricht«.
12 Das Berufsfeld Marginalisierte Intelligenz versucht einen gerade für die Paulskirchenlin­

ke wesentlichen Typus von Berufen zu erfassen. Die Kategorisierung lehnt sich an Über­
legungen an, die Best später in seinem Buch (S. j6of. und 374ff.), allerdings nicht im 
Kontext der Berufsfelderklassifikation, sondern ihm Rahmen der Überprüfung seines 

interessentheoretischen Modells durch Multiple Klassifikationsanalyse angestellt hat. 
Seine Kategorie »marginale Intelligenz« ist allerdings enger definiert, als es hier ge­
schieht, und umfaßt für die gesamte Deutsche Nationalversammlung nur 41 Fälle. Da­
neben bildet Best dort eine Kategorie »nichtbesoldete Beamte« (68 Fälle), in die ebenfalls 
einige der hier zur Marginalisierten Intelligenz Gezählten fallen. Welche Abgeordneten 
Best zur »marginalen Intelligenz«, welche er zu den »nichtbesoldeten Beamten« gezählt 
hat und ob sich beide Kategorien überschneiden, geht weder aus seinem Buch, noch aus 
den mir zur Verfügung gestellten Unterlagen hervor. Um die Differenz zwischen Bests 
und meiner Definition nicht zu verwischen, wurde hier ein eigener Begriff geprägt.

11 Nur zwei (6%) hatten nicht studiert, zwölf (33 %) waren promoviert, sechs (17%) Pri­
vatdozenten oder suspendierte Hochschullehrer.

14 Es ist die Gruppe, die W. H. Riehl, 1851,8. 299 ff. und 331 ff., anschaulich als »Geistes­
proletarier« beschrieben hat.
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Tabelle 6: Berufszugehörigkeit der Abgeordneten

Berufsfeld(er) Linke Mitte und 
Rechte

Paulskirche 
insgesamt

N % N % N %

Klerus 8 3,1 30 5,5 38 4,7
Justiz und Verwaltung 104 39,8 280 51,2 384 47,5
Lehrberufe 35 13,4 93 17,0 128 15,8
Freie Berufe 29 11.1 27 4,9 56 6,9
Marginalisierte Intelligenz 36 13,8 16 2,9 52 6,4

Akademische Berufe insg. 212 81,2 446 81,4 658 81,4

Offiziere — — 19 3,5 19 2,4
Gutsbesitzer 17 6,5 36 6,6 53 6,6
Wirtschaftsbürgertum 25 9,6 43 7,9 68 8,4

Bürgertum und Adel insg. 254 97,3 544 99,5 798 98,8
davon im Staatsdienst 139 53,3 392 71,7 531 65,7

Unterbürgerliche Schichten 7 2,7 3 0,5 10 U

Summe 261 100,0 547 100,0 808 100,0

k.A. — - 1 — 1 —

Außerhalb der in der Paulskirche dominierenden akademischen Berufe 
werden wie bei Best drei Berufsfelder unterschieden: Offiziere (bei Best: 
»Militär«) - ein Bereich, der allerdings in der Linken nicht vertreten war; 
Gutsbesitzer - die ländliche, meist adlige Oberschicht - sowie Wirtschafts- 
bürgertum'6 (bei Best zu eng als »Unternehmen« bezeichnet). Abweichend 
von Best wurden die Rentiers (in der Linken nur ein Fall, der zugleich 
Kaufmann als Beruf angab; in der gesamten Paulskirche zehn Fälle) nicht 
unter Gutsbesitz rubriziert, sondern dem 'Wirtschaftsbürgertum zugerech­
net.

Obwohl der Anteil der Abgeordneten, die unter- und kleinbürgerlichen 
Schichten angehörten, auf der Linken fünfmal so hoch wie in den übrigen 
Fraktionen war, gehörten 97,3% der Abgeordneten dem Bürgertum 
(91,6%) und dem Adel (5,7 %)15 * 17 an. Die wesentlichsten Unterschiede zwi­
schen der Linken und den übrigen Fraktionen ergeben sich bei den außer­
halb des Staatsdienstes tätigen Akademikern: ihr Anteil ist auf der Linken 

15 H.-U. Wehler, Bd. II, 1987, S. 226 f.; Hermann Sacher (Hrsg.), Staatslexikon, Bd. IV, 
Freiburg 1931, Sp. 588f.

14 In der Gretchenfrage aller Berufskategorisierungen, der Zuordnung der Kaufleute macht 
es sich H. Best, 1990, S. 59, zu einfach, wenn er behauptet, die Kaufleute in der Pauls­
kirche seien sämtlich »Großkaufleute« gewesen. Dieser Begriff taucht zumindest unter 
den Berufsbezeichnungen innerhalb der Linken nicht auf.

17 Zum Adel gehörten auf der Linken die Abgeordneten: v. Dieskau, v. Gladis, v. Gold, v. 
Itzstein, v. Mayfeld, v. Mylius, a Prato, v. Reden, v. Reichenbach, v. Scherpenzeel- 
Heusch, v. Stremayr, v. Trützschler, zu Waldburg-Zeil, v. Watzdorf und v. Wydenbrugk. 
Moriz Mohl hatte seinen Adelstitel 1848 niedergelegt (H. Best/W. Weege, 1996, S. 242). 
Vgl. J. Wbstermayer, 1998.




























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































